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Im September 2016 wurde die „Schriftenreihe des Hans-Litten-Archivs 
zur Geschichte der Roten Hilfe“ mit Silke Makowskis „Helft den Gefangenen 
in Hitlers Kerkern“ eröffnet. Nun hat es nochmals mehr als fünfeinhalb 
Jahre gedauert, bis wir als Hans-Litten-Archiv e. V. (HLA) den zweiten Band 
edieren konnten: In Markus Mohrs umfangreicher, präziser Arbeit „Lesen – 
Weitergeben – Diskutieren – Weitergehen!“ werden „die Roten Hilfen als Teil 
der Fundamentalopposition in Westdeutschland im Spiegel ihrer Flugblätter 
in den Jahren 1969 – 1975“ beschrieben. Die Texte werden flankiert von 
unzähligen Abbildungen dieses Materials aus den 1960er- und 1970er-Jahren, 
das – in wertvollen Originalen vorliegend – hierfür intensiv analysiert wurde.

Wir sind Markus sehr dankbar, dass er sich auf solch hohem Niveau 
unserer sozialgeschichtlichen Aufgabe gestellt hat: die ehedem geführten 
Kämpfe gegen unzumutbare Verwerfungen gesellschaftlicher Zustände zu 
erforschen und mit diesem Band zugänglich zu machen. Auf diese Weise wird 
es möglich, sich die früheren Proteste, Bewegungen und Erfahrungen in der 
Retrospektive anzueignen und plausibel erlebbar ins Jetzt zurückzuholen: 
Auf dieser les-, weitergeb- und diskutierbaren Hintergrundfolie können wir 
so weiter-, vielleicht sogar über die derzeitigen Verhältnisse hinausgehen.

Die Bedeutung, die solch eine detaillierte Aufarbeitung hat, ist 
nicht zu überschätzen. Nur so lässt sich verstehen, warum es historisch 
notwendig war, wie sich die fundamentaloppositionellen Roten Hilfen 
Westdeutschlands (BRD), die aus den 68er-Kämpfen entstanden waren, 
veränderten: Aus ihrer damals vehement postulierten Unterschiedlichkeit 
heraus entwickelten sie sich zu dem, was die Rote Hilfe e. V. zurzeit 
darstellt – eine „parteiunabhängige strömungsübergreifende linke Schutz- 
und Solidaritätsorganisation“ mit mehr als 14.000 Mitgliedern.

Ende der 1960er-, Anfang der 1970er-Jahre gab es noch keine 
Informationstechnologie, die es ermöglicht hätte, rasend schnell dissidente 
Positionen grenzenlos zu streuen oder unmenschliche Repressionsmaßnahmen 
zu entlarven und zu skandalisieren. Was es aber gab, waren Flugblätter!

Deshalb ist es bedeutsam, sich – wie im nun vorliegenden Konvolut 
– dieser „Flug-Schriften“ anzunehmen, die laut der Definition in 
Grimms Wörterbuch von 1854 „auf augenblickliche Wirkung berechnet“ 
wurden und „meist propagandistisch … abgefasst“ waren. Die nach 
der Student*innenrevolte der Jahre 1967/68 sich „in West-Berlin und 
Westdeutschland [ausbreitende] linke Fundamentalopposition … gewann in 
vielfältig organisatorischer Weise Gestalt; so auch in der Solidaritätsbewegung 
mit juristisch Verfolgten und Gefangenen“ (Markus Mohr); und eine ihrer 
bedeutendsten Gestaltungsformen – auch im Hinblick auf die (potenzielle) 
Ausweitung dieser sozialen Proteste – waren eben Flugblätter. Im 
Gegensatz zu gebundenen Büchern, die in zahllosen Bibliotheken verwahrt 
und zumindest antiquarisch noch erhältlich sind, sind Flugblätter nur 
für eine kurzzeitige, tagesaktuelle Nutzung gedacht. Übriggebliebene 
Restexemplare wurden von den Verfasser*innen oftmals weggeworfen, und 
es gab auch über Jahrzehnte hinweg keine linken Forscher*innen, die diese 
Quellengattung der Rote-Hilfe-Bewegung archiviert, kontextualisiert und 
(geschichtswissenschaftlich) korrekt „eingeordnet“ hätten. Entsprechend rar 
ist diese „graue Literatur“, die faszinierende Einblicke in den politischen 
Alltag der Solidaritätsaktivist*innen der 1970er Jahre gewähren. Zu den 
frühesten in der BRD verbreiteten Flugblättern mit RH-Bezug gehören jene 
der „Initiative für Genossenschutz zum Strafprozess gegen Horst Mahler“, 
mit denen dazu aufgerufen wurde, sich bei der noch aufzubauenden „Rote 
Hilfe-Organisation“ in „geeigneter Art und Weise politisch zu engagieren“.

Markus führt uns in seinem eröffnenden Kapitel „Flugblatt, 
auf augenblickliche Wirkung berechnet ...“ kenntnisreich durch die 

Vorwort
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verschlungenen Pfade der ersten RH-Organisierungsansätze, beginnend 
bei den RH-Komitees, die von der parteimaoistisch ausgerichteten KPD/
Aufbauorganisation (AO) gegründet worden waren. Im Folgenden schildert 
er die über die Strukturen der bewegungsmaoistischen, „autonomen“ 
„Gruppe Proletarische Linke/Parteiinitiative“ laufenden Zusammenschlüsse 
namens RH_, die es dann bald in West-Berlin, München, Hamburg und 
Frankfurt am Main geben sollte. Über das am Kommunistischen Bund 
orientierte Initiativkomitee Arbeiterhilfe (IKAH) geht Markus Mohr zu den 
ebenfalls „Rote Hilfe“ leistenden, leninistisch grundierten „Komitees 
gegen Folter“ weiter, die ihren Fokus sehr stark auf die Gefangenen 
aus der RAF gelegt hatten und diesbezüglich äußerst viele Flugblätter 
veröffentlichten. Anschließend nimmt er wieder Kurs auf die KPD/AO, 
die „unter dem Druck einer Verbotsdrohung durch die Bundesregierung“ 
von West-Berlin weg eine „nationale“, also BRD-weite RH e.V. aus der 
Taufe heben wollte. Den Abschluss findet dieser Überblick mit der KPD/
ML, die Ende Januar 1975 in Dortmund die Rote Hilfe Deutschlands 
bildete, aus der dann die heutige Rote Hilfe e.V. entstehen sollte.

Was dann kommt, ist die auf sechs Kapitel verteilte Beantwortung 
der Fragen, wie sich dieser „komplexe Selbstorganisierungsprozess der 
westdeutschen Fundamentalopposition in ihren Flugblättern gespiegelt“ 
hat und was „die Themen der Roten Hilfe in ihren Flugblättern“ waren. 
Markus zieht nach der Sichtung von etwa 500 Flugblättern die Bilanz, 
dass die Roten Hilfen (bis 1975) zwar vornehmlich „die stets als 
unerträglich beschriebenen Maßnahmen der Polizei und der Justiz, kurz: 
die kontinuierliche Brandmarkung von etwas, was als Polizeiterror und 
Klassenjustiz skandalisiert werden solle“, thematisiert hätten. Zugleich 
beackerten sie inhaltlich durchaus auch Politikfelder, die weit über die 
zentralen Topoi antirepressiven Engagements hinausgehen, aber trotzdem 
aus ihrer Sicht untrennbar damit verbunden waren und deshalb in die 
Kämpfe miteinbezogen werden mussten – eben weil sie für die damaligen 
sozialen Bewegungen und deren Träger*innen von elementarer Bedeutung 
waren: Seien es die heftigen Auseinandersetzungen um (exorbitante) 
Mietkostenerhöhungen oder die ersten Hausbesetzungen, seien es die 
teilweise äußerst militant geführten Fahrpreiskämpfe oder die breit 
wiederaufflammenden Proteste gegen den bis heute nicht abgeschafften 
Paragraphen 218, seien es die Unterstützung von ausländischen 
Arbeiter*innen, denen beispielsweise wegen ihrer Beteiligung an Streiks 
Ausweisung angedroht wurde, die zahllosen Berufsverbote quer durch 
alle Bevölkerungsschichten nach dem so genannten Radikalenerlass 
oder willkürliche Gewerkschaftsausschlüsse – gegen all dies mussten 
Rote Hilfen massiv in Stellung gebracht werden. Das war notwendig, 
weil in all diesen Bereichen staatliche Repression in unterschiedlichen 
Facetten einen besorgniserregenden oder gar angsteinflößenden 
Ausdruck fand und letztendlich Menschen, die sich für oder gegen 
etwas eingesetzt hatten, zur „Rechenschaft“ zog – unter Anwendung 
des ganzen Repertoires gewaltförmiger Disziplinierungsmethoden.

Und die gesichteten Flugblatt-Texte sind erstaunlich aktuell 
geblieben; ihnen ist oft nicht anzumerken, dass sie schon auf ein Alter 
von fast 50 Jahren zurückblicken. Wenn wir da lesen können, dass 
die „Rote Hilfe alle [unterstützt], die wegen ihres Widerstands gegen 
Ausbeutung und Unterdrückung vor die Schranken der Klassenjustiz 
gezerrt werden [und] dabei ... jeden politisch Verfolgten durch die 
Unterstützung in der politischen Prozessführung und durch juristische 
Hilfe“ bestärkt, dann ist das heute noch von Gültigkeit – und war es 
auch schon zu den Anfängen der Rote-Hilfe-Komitees ab 1921. Die 
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Zeitlosigkeit vieler der geäußerten Forderungen und Prinzipien belegt, 
gerade im Angesicht des komplexen Selbstorganisierungsprozesses, 
der jahrzehntelang durchschritten werden musste, die Kontinuität, 
die von den Anfängen der Roten Hilfen Anfang der 1970er Jahre zur 
derzeitigen strömungsübergreifenden Roten Hilfe e. V. führt.

Mit Markus Mohrs fundierter Untersuchung, die einen von Turbulenzen 
geprägten Zeitraum von etwa sechs Jahren abdeckt, lässt sich dies 
hervorragend nachzeichnen. Sie weckt damit ein konturierteres Verständnis 
der mannigfaltigen Vorgänge, aus denen heraus sich die sehr unterschiedlich 
ausgerichteten Roten Hilfen zu einer gemeinsamen wachsenden 
Schutz- und Solidaritätsorganisation zusammengefunden haben. Die 
Entwicklung wird eindrücklich veranschaulicht anhand von Flugblättern, 
die verschiedenen Zielsetzungen dienten: Sie mobilisierten, sie agitierten, 
sie stärkten die radikal linken Strukturen, die mit überbordender staatlicher 
Repression konfrontiert waren, sie schufen Gegenöffentlichkeit. Sie 
wurden gelesen, weitergegeben, diskutiert – um danach weiterzugehen.

Lasst uns zusammen weitergehen!

Michael Dandl, Vorstand Hans-Litten-Archiv e. V. im Dezember 2021
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Entnommen von der Titelseite der RHZ der rh_ Hamburg vom Juli 1972
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Flugblatt, auf augenblickl Wirkung berechnet …

flugblatt, n. fliegendes blatt, (…) Flugschrift  auch Bindestrichschr  der anonyme Ein-
blatt-Druck od Einzeldruck von wenigen Seiten, meist propagandist (bzw polem) ab-
gefaßt, auf augenblickl Wirkung berechnet; (…), gelegentl auch für Publikationen zur 
aktuellen theol, ästhet od sonst öffentl Diskussion, vereinzelt für Pamphlet. …

(Grimms Wörterbuch 1854, Band 3, Spalte 778)

Nach der Studentenrevolte der Jahre 1967/68 brei-
tete sich in Westberlin und Westdeutschland eine linke 
Fundamentalopposition aus. Sie gewann in vielfältig 
organisatorischer Weise Gestalt, so auch in der Solidari-
tätsbewegung mit juristisch Verfolgten und Gefangenen. 
Das erste Mal findet die Bildung einer „Rote Hilfe“ in 
Westdeutschland in einem Antrag der Kölner Gruppe 
des SDS auf der Delegiertenkonferenz dieser Organisa-
tion Anfang September 1967 in Frankfurt Erwähnung. 
Und dann erst wieder im Verlaufe des Jahres 1969 in 
den Spalten der Undergroundzeitschrift Agit 883. Ende 
August 1969 wird dort – auch ein bisschen passend zu 
ihrem Namen – zu einer kollektiven Blutspendeaktion 
zur Gründung eines sozialistischen Zentrums in West-
Berlin aufgerufen. Um die Jahreswende 1969/70 wurde 
vor dem Landgericht in Moabit Rechtsanwalt Horst 
Mahler Mahler stellvertretend für die StudentenInnenbe-
wegung für die militanten Proteste gegen den Springer-
konzern nach dem Mordanschlag gegen Dutschke Anfang 
April 1968 unter anderem wegen Landfriedensbruch ein 
Strafprozess geführt. Zu Beginn des Jahres 1970 nahm 
ein sogenanntes Komitee Solidarität mit Mahler und 
die Initiative für Genossenschutz die Öffentlichkeitsar-
beit auf. Zu diesem Zeitpunkt wurde erklärt eine „Rote 
Hilfe-Organisation“ aufbauen zu wollen. Erste Flugblät-
ter der Initiative für Genossenschutz zum Strafprozess 
gegen Mahler mit dem Aufruf sich dort in geeigneter Art 
und Weise politisch zu engagieren, wurden verbreitet.

Der weitere Gründungsprozess der RH in West-Berlin 
vollzog sich im Jahre 1970 in einem politischen Span-
nungsfeld unterschiedlicher linksradikaler Gruppen. 
Mitte März 1970 gründete sich die KPD mit dem Zusatz: 
Aufbauorganisation: KPD/AO. Anfang Juni erklärte ein 
Zusammenhang, der sich in der Befreiung von Andreas 
Baader engagiert hatte, in dem Undergroundblatt Agit 
883 nunmehr eine Rote Armee aufbauen zu wollen. 
Diese Konstellation sollte in der Folge zu Trennungen 
und Zerwürfnissen in der linksradikalen Szenerie der 
Stadt führen, von der auch die weitere Entwicklung 
einer Roten Hilfe nicht unberührt blieb. Von der KPD/
AO war ab dem Frühjahr 1970 der Aufbau eines Rote 
Hilfe Komitee (RHK) vorangetrieben worden. Gegen Ende 
dieses Jahres vollzog sich aber eine Trennung zwischen 
dem der KPD/AO zugeneigten Rote Hilfe Komitee (RHK) 

und einer sich im Horizont der Gruppe Proletarische 
Linke / Parteiinitiative (PL/PI) neu gründenden Roten 
Hilfe. Diese RH sollte in der Folge einen fünfzackigen 
Stern  in ihren Publikationen tragen. Letztere kann 
man gewissermaßen autonom nennen. Die Trennung zwi-
schen dem RHK und der rh_ kann als eine Scheidung 
eines mit spontaneistischen Elementen angereicherten 
Bewegungsmaoismus vom Parteimaoismus verstanden 
werden. Wesentliche Stichworte der komplexen Debatte 
waren unter anderen: Spontaneität, Räteorganisierung 
oder Kaderorganisation, militanter Kampf – auch in Form 
von Stadtguerilla – versus Aufbau einer Kommunisti-
schen Partei mit Orientierung auf die Arbeiterklasse.

Bis zum Ende des Jahres 1971 ist die RH aus-
schließlich eine West-Berliner Angelegenheit. Zumin-
dest sind Flugblätter zur RH, sowohl vom RHK wie 
auch von der rh_ nur aus dieser Stadt auffindbar. 
Erst am 28. Dezember 1971 tritt mit der rh_ aus 
München mit einem Flugblatt zu einer Hausbesetzung 
unter der Parole „Kampf der Macht der Haus- und 
Grundbesitzer“ erstmals eine diesbezügliche Gruppe 
in Westdeutschland in das Licht der Weltöffentlich-
keit. Im Laufe des Jahres tritt in West-Berlin auch 
eine Schwarze Hilfe mit Flugblättern in die Öffent-
lichkeit, in der sie zu einer Hausbesetzung aufruft. 

Anfang Februar 1972 erscheint von der rh_ West-
Berlin die erste vierseitige Zeitung. Neben München 
entstehen auch in Hamburg und Frankfurt eine rh_. 
Das RHK bleibt in diesem Jahr auf West-Berlin be-
schränkt. In der Folge sollte es staatlichen Verfolgung 
der Roten Armee Fraktion im Verlaufe des Jahres 1972 
bundesweit zu einem Aufschwung von rh_ im Bun-
desgebiet kommen. Zu der sogenannten Bombenkam-
pagne der RAF im Mai 1972 verbreiteten Gruppen der 
rh_ in ihren Zeitungen nicht nur die diesbezüglichen 
Kommandoerklärungen, sondern nahmen auch in einer 
Reihe von Flugblättern dazu Stellung. Auch das löste in 
der linksradikalen Szenerie von Frankfurt und Hamburg 
einiges an politischen Auseinandersetzungen aus. In 
Hamburg führte das dann dazu, dass sich ein Initiativ-
komitee Arbeiterhilfe (IKAH) von der rh_ trennte, und 
sich weiter an dem in der Stadt hegemonialen Kommu-
nistischen Bund orientierte. Ab September 1972 finden 
sich die rh_-Gruppen in einem gemeinsamen Zeitungs-



10 

Lesen Weitergeben Diskutieren - Weitergehen! – Die RH als Teil der Fundamentalopposition in Westdeutschland im Spiegel ihrer Flugblätter in den Jahren 1969 - 1975

projekt zusammen. Ende des Jahres 1972 rufen die 
rh_-Gruppen in einem gemeinsam verbreiteten Aufruf 
zur Solidarität mit den inhaftierten Gefangenen der RAF 
auf. Doch ab dem Frühsommer 1973 kommt es in der 
Folge zu einer Reihe von organisatorisch wie politisch 
einschneidenden Konkurrenz- und Trennungsprozessen 
in der Solidaritätsbewegung. Das dezentral-föderative 
Selbstverwaltungsprinzip der autonomen rh_ war mit 
dem Zentralismus leninistischer Kaderorganisationen, 
gleich ob in Gestalt von Partei oder Stadtguerilla, nicht 
länger vereinbar. Auseinandersetzungen um die politi-
sche Organisierung in Bewegungs- oder Parteiform oder 
um den Status und Charakter von „politischen“, „sozi-
alen“ oder „kriminellen“ Gefangenen ließen sich nicht 
mehr unter einem organisatorischen Dach balancieren. 

Aus den vielschichtigen Auseinandersetzungen der 
autonomen rh_ mit den Gefangenen aus der ersten 
Generation der RAF gründeten sich ab dem Frühjahr 
1973 sogenannte Komitees gegen Folter (KGF) Sie 
orientieren sich enger an der Politik der RAF-Gefange-
nen als die rh _. Für die Zeit zwischen 1973 - 1975 
werden von den KGF etwa 40 Flugblätter veröffentlicht. 

Nach einer erfolgreichen Besetzung des Bonner 
Rathauses als Protest gegen den Staatsbesuch des 
südvietnamesischen Staatspräsidenten Thieu Mitte April 
1973 geriet die KPD/AO unter dem Druck einer Verbots-
drohung durch die Bundesregierung. Sie hatte sich um 
mehrere Inhaftierte aus ihren Reihen zu kümmern. Auch 
aus diesem Grunde transformierte die Partei ab dem 
Sommer des Jahres 1973 die Arbeit ihres Rote Hilfe Ko-
mitees von West-Berlin in den Aufbau einer bundesweit 
orientierten RHeV. Die RHeV wurde nach dem FORD-
Streik in Köln im August 1973 aus der Taufe gehoben.

Im Verlaufe des Jahres 1973 schaltete sich die KPD/
ML in den weiteren Organisierungsprozeß der rh_ 
ein. Nachdem sie von den spontaneistisch orientieren 
rh_-Gruppen im Frühjahr 1974 von einer Konferenz in 
Bochum ausgeschlossen worden war, nahm die KPD/
ML Kurs auf die Gründung einer von ihr kontrollierten 
RH. Sie sollte eigentlich im Oktober zum 50. Jahres-
tag der Gründung der Roten Hilfe Deutschland (RHD) 
ins Leben gerufen werden. Doch zu diesem Zeitpunkt 
engagierte sich die KPD/ML in der Unterstützung des 
dritten großen Hungerstreiks der RAF-Gefangenen. Er 
endete mit dem Hungertod von Holger Meins in der 
JVA Wittlich. Allein im November 1974, nach seinem 
Hungertod, wurden von den diversen RH mit 34 Flug-
blättern fast so viele Flugblätter als im ganzen Jahr 
1971 in Umlauf gebracht. Die KPD/ML entschied sich 
dann die RHD Ende Januar 1975 ohne weitere Öffent-
lichkeitsbeteiligung in Dortmund zu gründen. Diesen 
Akt feierte sie dann zwei Monate später Ende März des 
Jahres 1975 in Stübens Gesellschaftsräumen in Ham-
burg-Wilhelmsburg am Reiherstieg – einem seit dem 
Kaiserreich bekannten traditionsreichen Vereinslokal 

der Arbeiterbewegung. Aus dieser RHD ist schließlich 
die heutige Rote Hilfe hervorgegangen. Mit dieser Feier, 
die durch eine von der Hamburger Ortsgruppe der RHeV 
wohl direkt vor Ort verteilte mehrseitige Flugschrift kri-
tisch kommentiert wurde, endet auch diese Abhandlung. 

Wie hat sich der komplexe Selbstorganisierungs-
prozess der westdeutschen Fundamentaloppositi-
on in ihren Flugblättern gespiegelt? Was waren die 
Themen der Roten Hilfe in ihren Flugblättern?

Zu letzterem: Liest man die für die hier behandel-
ten Zeitraum etwa 500 Flugblätter quer, so finden sich 
darin neben der Thematisierung der vielfältigen Wir-
kungen der staatlichen Repression wesentlich durch 
die Polizei und der Justiz auch alle möglichen anderen 
Themen angesprochen: Mietkosten, Hausbesetzungen, 
Fahrpreiskämpfe, die Auseinandersetzungen um den 
§ 218, Unterstützung von ausländischen Arbeitern bei 
drohender Ausweisung, Arbeitslosigkeit, der Kampf 
gegen Berufsverbote, Gewerkschaftsausschlüsse und um 
die Beanspruchung der Meinungs- und Wissenschafts-
freiheit. Zentral aber natürlich für die aller meisten der 
hier betrachteten RH-Flugblätter ist die anhaltende 
Thematisierung der stets als unerträglich beschriebenen 
Maßnahmen der Polizei und Justiz, vice versa: die konti-
nuierliche Brandmarkung von etwas, was als Polizeiterror 
und Klassenjustiz skandalisiert werden soll. Die Orts-
gruppe der im Gravitationsfeld der KPD/AO organisierten 
Roten Hilfe e.V. in Hamburg hat das alles einmal in 
einem im Frühjahr 1974 verteilten Flugblatt (FB) unter 
dem Titel: „Wofür kämpft die Rote Hilfe“ in fundamental-
oppositioneller Absicht wie folgt beschrieben: „Die ROTE 
HILFE unterstützt alle Unterdrückten in ihrem Kampf um 
die Durchsetzung ihrer Interessen, sei es gegen die Kür-
zung und Streichung von Sozialleistungen, gegen Miet-
wucher und Zwangsräumungen oder andere Angriffe der 
Kapitalistenklasse. Jedes Jahr werden Hunderte wegen 
ihres Widerstands gegen Ausbeutung und Unterdrückung 
vor die Schranken der Klassenjustiz gezerrt. Wer durch 
Hausbesetzung gegen Stadtsanierung und Bodenspeku-
lation kämpft, wie letztes Jahr in der Ekhofstraße, wird 
wegen Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung vor 
Gericht gestellt und zu hohen Gefängnisstrafen verurteilt. 
Wer gegen die Fahrpreiserhöhungen beim HVV (Hambur-
ger Verkehrsverbund) kämpft, wird wegen Hausfriedens-
bruch, Widerstand gegen die Staatsgewalt, Gefangenen-
befreiung angeklagt. Wer Ausbeutung und Unterdrückung 
und ihre Absicherung durch den kapitalistischen Staat 
beim Namen nennt, bekommt eine Prozess wegen 
Verunglimpfung der BRD. Aktiver Widerstand gegen das 
imperialistische System in den Augen derer, die die 
Macht in den Händen halten, eine strafbare Handlung. 
Jeder, der es wagt, die Machenschaften der herrschen-
den Klasse und ihrer Büttel im Staatsapparat öffentlich 
anzuprangern und organisiert dagegen zu kämpfen, ist 
nach den Gesetzen der Kapitalisten ein ‚Krimineller‘. 
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Die ROTE HILFE unterstützt alle, die wegen ihres 
Widerstands gegen Ausbeutung und Unterdrückung 
vor die Schranken der Klassenjustiz gezerrt werden. 
Dabei bestärkt sie jeden politisch Verfolgten durch 
die Unterstützung in der politischen Prozessfüh-
rung und durch juristische Hilfe.“ (FB v. Mai 74)

Die Flugblätter der Roten Hilfe wurden in wenigs-
tens 23 Orten der Bundesrepublik, angefangen von 
Flensburg, Wetzlar bis nach Reutlingen erstellt und 
verteilt. Wenig verwunderlich aber wahr: Ein größer Teil 
der Flugblätter stammt aus West-Berlin, und wurden 
wesentlich von der rh_ und der RHeV, ihren Ortsgrup-
pen in Moabit, Wedding, Kreuzberg und Moabit sowie 
ihrem Vorläufer, dem Rote Hilfe Komitee (RHK) publi-
ziert. Von 1970 ab an steigt die Anzahl der verbreiteten 
RH-Flugblätter pro Jahr kontinuierlich an. Im Jahr 1974 
werden dem neugierigen Teil der Bevölkerung allerorten 
in Westdeutschland wenigstens 220 Flugblätter der 
unterschiedlichen RH zur Verfügung gestellt - ein danach 
in der 1970er-Dekade nicht wieder erreichter Höhepunkt.

In Gestalt der Roten Armee Fraktion (RAF) be-
schäftigen die Fernwirkungen des linken fundamen-
taloppositionellen Aufbegehrens in der BRD aus dem 
genannten Zeitraum noch heute die Gemüter. Ein Blick 
auf die Flugblätter der Roten Hilfen der Jahre zwi-
schen 1970 bis zum März 1975 verspricht Aufschluss 
darüber, welche politischen Horizonte in der Abwehr 
der staatlichen Repression geltend gemacht wurden. 

Dabei wird unter einem Flugblatt ein Text verstan-
den, der in der Regel eine Seite oder zwei Seiten, 
maximal vier Seiten Din-A4 umfasst. In Ausnahme-
fällen wurden aber von den RH auch A3-große Flug-
blätter in Umlauf gebracht. Und nicht zu vergessen: 
Ein Flugblatt wird kostenlos verteilt, was wiederum 
seine Flüchtigkeit stark erhöht – allerdings seine 
Chance auf Archivierung außerordentlich herabsetzt. 

Nicht alle Flugblätter lassen sich von heute aus 
sofort verstehen. Wie interpretiert man sie aber? Hilf-
reich war hier die parallele Lektüre von linksradikalen 
Bewegungs- und Parteizeitungen. Dabei kann der 
verwickelte Entstehungsprozess der Roten Hilfe in 
West-Berlin der Jahre 1969–71 in einer Vielzahl von 
Beiträgen in der Roten Presse Korrespondenz, Agit 883 

und dem Hochschulkampf nachgelesen werden. Ab 
Mitte Februar 1972 vertreibt die rh_ West-Berlin eine 
eigene Zeitung unter diesen Namen. Sie sollte es neben 
einer Reihe von Lokalausgaben in München, Frankfurt 
und Hamburg bis zum Frühjahr 1974 auf 23 Ausgaben 
bringen. Von der als Trabant der KPD/AO gegründeten 
RHeV wurde ab Oktober 1973 ebenfalls eine eigene Rote 
Hilfe Zeitschrift vertrieben. Für eine Kontextualisierung 
mancher RH-Flugblätter für die Zeit ab Sommer 1972 
folgende lohnt ein Blick in die Zeitungen der wesent-
lichen maoistischen Gruppen: Die KPD/AO publizierte 
dabei die Rote Fahne, der Kommunistische Bund den 
Arbeiterkampf und die KPD/ML den Roten Morgen.

Im folgenden werden die Themen und Inhalte 
einiger RH-Flugblätter jeweils pro Jahrgang skiz-
ziert. 24 davon werden im Anhang dokumentiert. 
Insoweit bei einigen die Qualität so schlecht ist, 
wurde eine Abschrift angefertigt, was jeweils gekenn-
zeichnet ist. Die Flugblätter können im Original im 
Hans-Litten Archiv, Göttingen eingesehen werden.

Von dem Verfasser wurde 2013 zu allen bis zum 
damaligen Zeitpunkt für den Zeitraum von 1969–1980 
auffindbaren etwa 800 Flugschriften der Roten Hilfen 
und verwandter Solidaritätsorganisation – aktuell ist 
die Zahl der aufgefundenen Flugblätter auf über 850 
angewachsen – ein leicht kommentiertes Verzeich-
nis publiziert. (M. Mohr, Weitergeben! ...) Es kann 
zu dieser Schrift ergänzend herangezogen werden. 

Als Entrée zu der Einleitung wurde eine Abbil-
dung aus der Zeitung der rh_ Hamburg aus dem 
Sommer des Jahres 1972 gewählt. Mit dem was man 
im Zusammenhang mit der Roten Hilfe liest und an 
Informationen erhält fordert es kurz und knapp dazu 
auf: „Lesen Weitergeben Diskutieren!“ Hier wurde es 
noch um die Aufforderung „Weitergehen!“ ergänzt. 
Der auch heute gegenwärtig zu haltende Gedanke 
an Rote Hilfe und Solidarität mit den im Kampf um 
kollektives Glück und Befreiung Beleidigten, Gede-
mütigten, Geschlagenen, Verletzten, Herabgewürdig-
ten, Festgenommen und Inhaftierten muss natürlich 
immer den Befehlston der Polizei „Stehen bleiben!“ 
ignorieren. Solidarität mit denen die Hilfe brauchen 
und die auf sich hält, geht tatsächlich immer weiter.
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Alarm in Moabit1970
Für den Verlauf des Jahres 1970 sind – wenn 

man die Verlautbarungen einer Gruppe namens 
Komitee für Genossenhilfe oder Genossenschutz 
dazu rechnet – sieben Flugblätter in direkten Be-
zug zur Entstehung einer Roten Hilfe nachweis-
bar. Sie stammen allesamt aus West-Berlin.

Zum Strafprozess gegen Rechtsanwalt Horst Mahler 
wegen der Studierendenproteste gegen Springer nach 
den Kugeln auf Rudi Dutschke vom April 1968 ver-
breitete die Initiative für Genossenschutz Flugblätter, 
in denen sie dazu aufrief, sich direkt im Gerichtssaal 
zu engagieren. In einem Flugblatt unter dem Titel: 
„Alarm in Moabit“ heißt es unter anderem: „Der Prozeß 
gegen den Genossen Mahler war vor Weihnachten mit 
sehr knapper Solidarität abgelaufen. Die Organisierung 
sinnvoller Solidaritätsaktionen fehlte. Das führte nach 
den ersten Prozesstagen zu einer abnehmenden Zahl 
der linken Prozeßbesucher. Die allgemeine Apathie ‚in 
Sachen Mahler‘ ist kein spezifisches Problem seines 
Prozesses. Das Komitee GENOSSENHILFE der sozialisti-
schen Gruppen Westberlin hat seit Anfang dieses Jahres 
damit begonnen, die Prozeßbesuche für alle Genossen zu 
organisieren. Damit soll die solidarische Praxis aus der 
Sphäre moralischer Appelle (an alle Genossen) individuell 
herausgehoben und als Genossenhilfe organisatorisch 
angegangen werden.“ Liest man dieses Flugblatt weiter, 
so scheint den Aktivist*innen eine Störaktion im Moa-
biter Justizpalast großen Spaß gemacht zu haben: „Die 
durch unsere Agitation gestern (...) zahlreich erschienenen 
Genossen hatten Gelegenheit, das durch seine Über-
schaubarkeit und beste Akustik ausgezeichnet Gerichts-
gebäude für ihre Solidaritätsaktionen auszunutzen.“

Wenig später, Mitte Februar, erschien schon 
das nächste Flugblatt des Komitees für Genossen-
schutz, das zu dem Zeugenauftritt des Regieren-
den Bürgermeisters von West-Berlin Klaus Schütz 
im Gerichtsprozess mobilisierte. (DOK_1)

Für den 7. und 18. März mobilisierte ein Bündnis 
linksradikaler Gruppen, darunter die Roten Zellen, das 
Komitee für Genossenschutz und der Republikanische 
Club zur Urteilsverkündung im Mahler-Prozess. Unter 
einem Potpourri von Parolen: „Solidarität im Kampf 
gegen den Klassenfeind/ Solidarität Organisieren! Arbeitet 
für Genossen Hilfe und Rote Hilfe! Solidarität mit allen 
Opfern der Klassenjustiz! Freiheit für die Genossen in 
Chicago! Freiheit für Bobby Seale! Unterstützt die Genos-
sen in den westberliner Gefängnissen! Freiheit für Pawla, 
Michael Baumann, Georg von Rauch, Ralf Reinders, 
Bernhard Braun! Hände weg von Mahler!“ verpflichtete 

man sich dazu, so heißt es in dem Aufruf, „sozialistische 
Solidarität als Genossenhilfe und Rote Hilfe zu organi-
sieren!“ In einem Flugblatt zur Urteilsverkündung am 
18. März zeigte sich das Komitee für Genossenschutz, 
der Republikanische Club, die KPD-Aufbauorganisation 
und erstmals explizit eine Rote Hilfe in einem „Auf-
ruf zur Kampfdemonstration gegen die terroristische 
Bedrohung des Genossen Mahler durch die Klassen-
justiz“ davon überzeugt: „Der Stein, den sie erheben, 
wird auf ihre eigenen Füße fallen!“ (FB v. 18.3.70)

Zu der anstehenden Demonstration am ersten Mai in 
West-Berlin erklärte sich die Rote Hilfe in einem Flug-
blatt für konstituiert. Mit einem Signet, dass auch schon 
für die RHD-Funktionärszeitung „Der rote Block“ in 
den frühen 1930er Jahren Verwendung gefunden hatte, 
wurde für Vollmachten geworben, um Spendenbeiträge 
einzuziehen. Darüber hinaus informierte man, dass man 
für den 1. Mai „einen medizinischen, technischen und 
juristischen Hilfsdienst“ eingerichtet habe, und verwies 
dabei auf die Rückseite des Flugblattes mit praktischen 
Demonstrationstipps: „Während der Demonstration am 
Sonnabend wird das Sekretariat der ROTEN HILFE einen 
Telefondienst einrichten. Genossen! Es ist dringend 
notwendig, wenn ihr verhaftet werdet oder seht, wie 
andere Genossen von den Bullen einkassiert werden, 
folgende Tel. Nummern  anzurufen: 8816664  357777

Dort werdet ihr juristisch beraten werden und wenn 
es nötig sein sollte, mit Lebensmitteln versorgt. Nehmt 
billige Fotoapparate  mit zur Demonstration! Proto-
kolliert  alle Vorfälle bei denen genossen mit Bullen 
Schwierigkeiten haben und meldet Verhaftungen so-
fort bei einer der beiden Nummern! Gebt Fotos und 
Berichte beim Sekretariat ab der ROTEN HILFE ab!

Durch das Projekt Blaukreuz  wird die medizi-
nische  Versorgung sichergestellt. Wendet euch bei 
der Demonstration an die Rettungssanitäter, und 
an die Genossen in dem mitfahrenden Blaukreuz-
wagen. Bei kritischen Situationen wendet euch  an 
die Genossen des Projekts Technik, die mit Funk 
und Megaphon ausgerüstet sind.“ (DOK_2)

Dieses Flugblatt sollte dann für das Jahr 1970 
das letzte sein, das die Öffentlichkeit erreich-
te. Über den weiteren Kurs einer Roten Hilfe kam 
es zwischen unterschiedlichen Gruppen zu harten 
Auseinandersetzungen. Diese wurden verständli-
cherweise in den dazu einberufenen Treffen von 
Angesicht zu Angesicht und in den Zeitungen der 
Bewegungen ausgetragen und nicht der Bevölkerung 
in kostenlos verbreiteten Flugblättern mitgeteilt.
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Ausriss aus einem Flugblatt der rh_ West-Berlin Mitte Mai 1971
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Für das Jahr 1971 lassen sich wenigstens 33 
Flugblätter auffinden. Sie stammen bis auf eins aus 
West-Berlin. Am 28. Dezember 1971 tritt mit der 
rh_ aus München mit einem Flugblatt zu einer 
Hausbesetzung erstmals eine solche Gruppe in West-
deutschland in das Licht der Weltöffentlichkeit.

Vermutlich zu Beginn des Jahres verbreitete die 
Schwarze Hilfe eine „Information“, in der „die Spal-
tung der studentischen RH und die dadurch fortschrei-
tende Vernachlässigung der Genossen im Knast, und 
der Genossen, die Rat und Hilfe“ brauchen, beklagt 
wurde. Indirekt wurde damit auf die in der zweiten 
Jahreshälfte 1970 zwischen unterschiedlichen Frakti-
onen ausgebrochenen Streitigkeiten angespielt. Weiter 
führte das Flugblatt der Schwarzen Hilfe aus, „dass 
einige inhaftierte Genossen, denen Aktionen zur Last 
gelegt werden, die auf den ersten Blick ‚politisch rele-
vant‘ erschienen, bevorzugt betreut wurden – andere 
Genossen und Freunde, die Aktionen wegen saßen, 
welche oberflächlich betrachtet nicht in ihre bzw. 
eine ‚politische Linie‘ passten, wurden unter ‚ferner 
liefen‘ oder gar nicht betreut.“  (FB v. Februar 71)

Diese Kritik hielt jedenfalls das RHK Mitte 
März nicht davon ab, mit einem Flugblatt Vertre-
ter von Presse, Rundfunk und Fernsehen einzula-
den, „um die Öffentlichkeit über die Rechtsbrüche 
vonseiten der Polizei und Justiz und über die Lage 
der politischen Gefangenen in den Westberliner 
Gefängnissen zu informieren.“ (FB v. 15.3.71)

Im Zentrum der Flugblattaktivitäten dieses Jahres 
stehen der Ende Mai durch Urteil des Landgerich-
tes Moabit abgeschlossene Strafprozess gegen Irene 
Goergens, Ingrid Schubert und Horst Mahler. Sie waren 
Anfang Oktober 1970 in einer illegalen Wohnung in der 
Knesebeckstraße in Charlottenburg inhaftiert worden, 
und ihnen wurde vorgeworfen, an der Befreiung von 
Andreas Baader mitgewirkt zu haben. Die Genoss*innen, 
darunter auch Monika Berberich und Brigitte Asdonk, 
wurden von der Polizei und den bürgerlichen Medi-
en der RAF zugerechnet – ein Anwurf, der von den so 
Benannten zunächst weder dementiert noch bestätigt 
wurde. Während des in der Zeit zwischen März bis Mai 
1971 stattfindenden Strafprozesses verzichteten die 
Angeklagten auf jede öffentliche Agitation zugunsten der 
RAF. Beide Roten Hilfen nutzen hier die Gelegenheit, 
mit Hilfe von Flugblättern ihre Sicht zu diesem Straf-
prozess kundzutun; acht Flugblätter sind nachweisbar.

Der andere Schwerpunkt der Flugblattagitation lag 
in der Reaktion auf die Erschießung von Georg von 
Rauch am 4. Dezember in Berlin-Schöneberg. Von 
Rauch war im Zusammenhang mit einer Fahndung nach 
RAF-Aktivist*innen von einem Zivilbeamten der Polizei 
erschossen worden. Der Tod des vielen aus den Studie-
rendenbewegung bekannten von Rauch löste eine große 
Betroffenheit aus. An der Demonstration über den Kur-

fürstendamm beteiligten sich völlig frei von allen Distan-
zierungsanstrengungen zur RAF rund 4.000 Menschen.

Anlässlich des laufenden Baader-Befreiungsprozesses 
Mitte Mai 1971 nutzte die rh_ die Gelegenheit, sich 
in einem Flugblatt ausführlich mit dem Vorgehen der 
Klassenjustiz gegen die „Baader-Meinhof-Gruppe“ ausei-
nanderzusetzen. Sie führe einen Klassenkampf von oben, 
ihr Vorgehen stelle „eine politische Offensive gegen die ge-
samte Linke dar. Ihr Ziel ist es, die militanteste Spitze des 
revolutionären Lagers nachhaltig und massenwirksam zu 
liquidieren. (...) Die Genossen haben öffentlich den Massen 
sichtbar und bewußt mit ihrer ganzen Existenz das staat-
liche Monopol auf Gewaltanwendung durchbrochen. Sie 
haben gegen das Recht der Herrschenden die revolutionäre 
Gerechtigkeit gesetzt. (...) Es ist eine Sache, die Strategie-
debatte zu führen; es ist eine Sache, zu untersuchen, ob 
Stadtguerillaaktionen gegenwärtig zu einem Element einer 
kommunistischen Gesamtstrategie werden könne. Und 
es ist eine andere Sache, daß die Aktionen der Baader-
Meinhof-Gruppe ein Zeichen gesetzt haben, daß es sich 
lohnt, darüber nachzudenken wie man sich wehren kann. 
Ein Zeichen all denen, für die Staatsapparat bedeutet, daß 
Recht auf ein glückliches Leben verloren zu haben. Daß 
die Gruppe bislang noch nicht geschnappt werden konnte, 
ist eine wirkliche Hoffnung für alle, die den Widerspruch 
zwischen dem immensen Reichtum dieser Gesellschaft 
und ihrer eigenen glücklosen Existenz nicht aushalten 
können. (...) Der politische Charakter der Gruppe liegt 
gerade darin, daß sie der unterdrückten Wut, dem Bedürf-
nis der Rache am Ausbeuter, und dem Drang, um sich zu 
schlagen eine politische Dimension gibt.“ (FB v. Mai 71)

Nach diesen allgemeineren Überlegungen zu einer 
Strategie sozialistischer Gesellschaftsveränderung rief die 
rh_ dazu auf, sich gegen die – wie sie es formulierte – 
„drohende Verschleppung der Genossen aus Berlin“ zu en-
gagieren. Hintergrund war die Absicht der Justizbehörden, 
Mahler, Asdonk, Berberich, Schubert, Bernhard und Rena-
te Wolf in Gefängnisse nach Westdeutschland zu verlegen. 
Der Klassenjustiz gehe es mit dieser Maßnahme darum, 
„die Kontakte“, die sich für die Genoss*innen „in Westber-
lin gebildet haben, (zu) zerschlagen“, die Verteidigung sol-
le „durch die räumliche Verteilung (…) behindert“ werden. 
Gerade aus dem „Beispielcharakter, den die Verfolgung 
der Genossen Baader, Mahler, Meinhof u. a.“ habe, liege 
es auf der Hand, dass sich „in dieser Frage eine Einheit 
aller kämpfenden Gruppen ergeben“ müsse. Die rh_ rief 
dazu auf, dass „jeder die Entwicklung mit der Verschlep-
pung genau verfolgen“ müsse, um so „zum gegebenen 
Zeitpunkt an Demonstrationen“ teilzunehmen. (DOK_3)

Im Unterschied zur konkurrierenden RHK endete 
die Manifestation nicht mit der Parole „Solidarität mit 
allen politischen Gefangenen“, sondern mit dem Ausruf 
„Freiheit für alle Gefangenen“ und „Solidarität im Klas-
senkampf.“

Erhöhte Wachsamkeit in den nächsten Wochen1971
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In einem Mobilisierungsflugblatt zu einem Teach-In 
direkt zu der Urteilsverkündung in dem besagten Straf-
verfahren nutzte auch das RHK die Gelegenheit, zu eini-
gen der von der rh_ aufgeworfenen Fragen Stellung zu 
nehmen. Aus ihrer Sicht zeige der Prozess gegen Mahler, 
Schubert und Goergens, „wie umfassend der Angriff der 
herrschenden Klasse auf die demokratischen Rechte des 
Volkes ist.“ Darin kennzeichnet sie die RAF zu diesem 
Zeitpunkt als das „Phantom Baader-Bande.“ Unter Hin-
weis auf den durch den West-Berliner Innensenator Kurt 
Neubauer in dem Strafprozess als Zeuge der Anklage 
eingesetzten Spitzel Peter Urbach erklärte das RHK mit 
Blick auf die Staatsanwaltschaft, dass damit doch „auch 
die ganze Theorie von der Baader-Bande in sich zusam-
men (falle,) der man doch noch so gerne alle möglichen 
Verbrechen und ungeklärten Fälle unterschieben wollte.“ 
Hier gehe es um die Absicht der herrschenden Klasse, 
sich mit der Verurteilung der „ersten angeblichen Mitglie-
der der Baader-Bande“ die Möglichkeit zu verschaffen, 
„eine ihrer alten Waffen aus dem Arsenal der Kommu-
nistenjagd wieder ungehemmt einzusetzen.“ Eben diese 
sollen „gegen die Organisationen der Arbeiterklasse 
eingesetzt werden“, um auch so „die bürgerliche Öffent-
lichkeit wieder daran“ zu gewöhnen, „daß revolutionäre 
Politik als ‚gemeine Kriminalität‘ von der Klassenjustiz 
abgehandelt werden“ müsse. Hier kämpfe man, so 
erklärte das RHK weiter, „gegen den rücksichtslosen Ab-
bau der demokratischen Rechte der politischen Gefange-
nen, der allein dem Zwecke dient, die Illegalisierung und 
Kriminalisierung der sozialistischen und kommunistischen 
Organisationen vorzubereiten.“ An die Adresse der kon-
kurrierenden „Rote Hilfe (PL/PI)“ gewendet distanzierte 
sich das RHK von den „Aktionen auf dem Kurfürsten-
damm, (...) die genau in das Konzept von Neubauer und 
Hübner passen“. Und weiter führte das RHK aus, dass 
„jede Scheibe auf dem Kudamm, die zerbricht, (...) nur 
denen nützen (kann), die ihre Rechtsbrüche vertuschen 
wollen. Wer wie die Rote Hilfe (PL/PI) behauptet, daß 
diese Aktionen ein Schritt auf dem Wege zur Revolution 
seien, dem entgegnen wir, ob denn nicht ein Urbach 
genügt, um diese Aktionen richtig zu beurteilen.“ Die 
rh_ hatte sich ein paar Tage vor der Urteilsverkündung 
auf dem Ku‘damm gegen die geplante Abschiebung 
der in West-Berliner Knästen einsitzenden politischen 
Gefangenen an einer Randale beteiligt. Auch das hielt 
den Verteidiger von Horst Mahler, den Rechtsanwalt und 
späteren Bundesinnenminister Otto Schily, nicht davon 
ab, durch seine Präsenz das durch eine vom Bundesamt 
für Verfassungsschutz beobachtete Gruppe durchgeführ-
te Teach-In am 21. Mai 1971 zu bereichern. (DOK_4)

Ende Juli rief die rh_ West-Berlin dazu auf, der 
in Hamburg durch einen im Rahmen einer Fahndung 
nach Mitgliedern der RAF durchgeführten Polizeieinsatz 
erschossenen Petra Schelm in der frühen Morgenstunde 
das letzte Geleit zu geben. Sie sei in einer „beispiellosen 

Notstandsübung“ gejagt und „mit der MP niederschos-
sen und liegen gelassen“ worden von den Polizisten, die 
noch den Genossen Werner Hoppe jagen wollten. „Dieser 
Mord war vorbereitet. Die Hetze gegen den Staatsfeind 
Nr. 1 läuft schon seit einem Jahr.“ Seitdem habe sich der 
Staatsapparat „den Freibrief für den geplanten Mord  mit 
Notstands- und Bürgerkriegsübungen selbst ausgestellt. 
Jetzt antwortet die Hamburger Polizei auf die Fragen der 
irritierten liberalen Presse: ‚Waren Sie eigentlich schon 
mal im Krieg?‘“   Die rh_ hielt  den „Genossen von der 
RAF“ zu Gute, dass „sie nicht umsonst die Zielscheibe 
der Genscherschen MP´s“ geworden seien: „Sie haben 
konsequent die Notwendigkeit des bewaffneten Kampfes  
gegen den Staatsapparat propagiert.“ Nun bestehe die 
„Gegenpropaganda des Staatsapparates, die Massen-
arbeit der Herrschenden (...) darin, die Staatsfeinde zu 
liquidieren.“  Mit der Beteiligung an der Beerdigung wol-
le man nun zeigen „dass Petra Schelm zu uns gehört.“ 

Es gab aber in diesem Jahr auch noch Flugblät-
ter der beiden Roten Hilfen zu anderen Themen 
als zu der Gretchenfrage Pro oder Contra RAF. 

Mitte Juli besetzte die Schwarze Hilfe in der Stadt 
unter der Parole „Sind Villen nur für Reiche da?“ das 
seit fünf Jahre leerstehende Haus an der Paulsenstrasse 
44 in Steglitz mit dem Ziel, Platz für eine 10-köpfige 
Familie zu schaffen. Leider wurde diese Besetzung 
schnell geräumt. (FB v. 13.7.71) Unter der Parole: „Das 
lassen wir uns nicht mehr gefallen/ Einer allein kann nur 
meckern/ Tausende können etwas durchsetzen!“ führte 
die rh_ gegen geplante BVG-Preiserhöhungen Mitte 
Juli eine sogenannte „Warndemonstration“ zum BVG-
Haus am Kleistpark durch. (FB v. 16.7.71) Fast zeitgleich 
dazu rief die rh_ aus Anlass der Urteilsverkündung 
der beiden GIs William Burrell und Larry Jackson, die 
beschuldigt worden waren, sich mit US-Wachmannschaf-
ten auf dem Truppenstützpunkt Ramstein in der Pfalz 
eine Schießerei geliefert zu haben, zu einem Teach-In 
in das Audimax der Technischen Universität auf. (FB 
v. 12.7.71) Mit diesem Teach-in nahm die  rh_ die 
engagiert geführte Solidaritätskampagne des Black 
Panther Komitees aus Frankfurt für Burrell und Jackson 
auf – eine Gruppe aus der sich Anfang des Jahres 1972 
die  rh_ Frankfurt bilden sollte. Nur wenige Wochen 
nach der Veröffentlichung der sogenannten Pentagon-
Papiere, die die verbrecherischen Kriegsführung der 
US-Regierung enthüllten, rief das Rote Hilfe-Komitee 
Ende Sommer dazu auf, „den heldenhaften Kampf der 
Völker Vietnams, Laos und Kambodschas“ zu unterstüt-
zen. Parallel dazu wurde dazu aufgerufen, Medikamente 
zu spenden, für die das RHK eine eigens erstellte Liste 
verbreitete. Das RHK erklärte, dass es  trotz aller „ge-
waltigen Erfolge der Völker Indochinas“ weiter notwendig 
sei diesen Kampf weiter unterstützen. Das RHK rief alle 
„fortschrittlichen Mediziner dazu auf, Medikamente zu 
spenden, die die Befreiungskämpfe dringend brauchen, 
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um der Bevölkerung so weit wie möglich zu helfen, die 
Wunden der dauernden verbrecherischen Überfälle der 
US- und Marionettentruppen zu heilen.“ (FB v. Ende Juni 
71) Im September forderte das RHK mit einem Flugblatt 
aus Anlass einer Flutkatastrophe in der Demokratischen 
Republik Vietnam zur Solidarität mit dem Kampf des 
vietnamesischen Volkes auf. (FB v. Ende September 71)

Nachdem der nicht in der RAF organisierte Georg von 
Rauch von einem Polizeibeamten in Schöneberg er-
schossen worden war, mobilisierte die rh_ West-Berlin 
am Abend des 6. Dezember 1971 zum Winterfeldplatz. 
Am Tag danach berichtete der Tagesspiegel über eine vor 
der Demonstration einberufene, von etwa 1.500 Studen-
ten besuchte Vollversammlung in der Freien Universität. 
Dort sei dazu aufgerufen worden, dass sich „ungeachtet 
der ideologischen Differenzen mit Angehörigen der Roten 
Armee Fraktion (...) alle Linken an ihren gemeinsamen 
Ursprung aus dem Zusammenbruch der Studentenbewe-
gung erinnern sollten, und es daher gelte, das durch eine 
Solidaritätsdemonstration für den ‚ermordeten Georg von 
Rauch‘ zu zeigen.“ Von dem Tagesspiegel-Reporter wurde 
aufmerksam registriert, dass sich weder die Sozialisti-
sche Einheitspartei (SEW) noch der Kommunistische 
Studentenverband an der nachfolgenden Demonstration, 
zu der ein Kampfrat der Roten Zellen, der Republikani-
sche Club und die Rote Hilfe aufgerufen hatten, betei-
ligten. An der Demonstration in der Berliner Innenstadt 
bis zur Gedächtniskirche, so der Tagesspiegel-Bericht 
weiter, nahmen dann etwa „drei bis viertausend Jugendli-
che“ teil. „Die Demonstranten machten in Sprechchören 
die Polizei und Innensenator Neubauer für den ‚Mord‘ 
an Georg von Rauch verantwortlich und forderten die 
Entwaffnung der Berliner Polizei. Unter den Sprech-
chören hörte man immer wieder den Ruf ‚Solidarität ist 

unsere Waffe‘. Im Demonstrationszug wurden zahlreiche 
Bilder inhaftierter Linksextremisten wie Kunzelmann 
und Teufel, von Mitgliedern der Baader-Meinhof-Gruppe 
wie Astrid Proll, Ingrid Schubert sowie von Horst Mahler 
mitgetragen. (...) Im Anschluß an die Kundgebung zogen 
nach Angaben der Polizei mehrere Demonstranten den 
Kurfürstendamm entlang, wobei einige Steine geworfen 
wurden.“ (Tagesspiegel v. 7.12.71) In einem zu dieser 
Demonstration verbreiteten Flugblatt wurde auf Wider-
sprüche in der offiziellen Darstellung der Todesum-
stände von Georg von Rauch aufmerksam gemacht, von 
einem „geplanten Mord“ gesprochen, und dass heute auf 
„einzelne Genossen“ und „morgen“ schon auf „strei-
kende Arbeiter“ geschossen werden könne. (DOK_5)

In einem weiteren Flugblatt forderte die rh_ in 
Form eines „politischen Auftrages“ dazu auf, in der 
Zukunft „mit all den Genossinnen und Genossen (zu 
diskutieren), mit denen ihr in den vergangenen Jahren 
gegen den Krieg in Vietnam, gegen die Notstandsgesetze, 
gegen diesen kapitalistischen Staat gekämpft habt. Fragt 
sie, warum sie heute nicht da sind. Agitiert sie einzeln. 
Fordert jeden auf, eine gemeinsame massenhafte Kampf-
demonstration gegen den Polizeiterror zu organisieren.“

In der Folge erreichte die rh_ das erste Mal eine 
größere Resonanz in der bürgerlichen Öffentlichkeit. 
Bis in den Februar 1972 findet die Gruppe mit ihren 
sorgfältigen Recherchen zu den Umständen der Erschie-
ßung von Georg von Rauch, die Anfang 1972 in einem 
mehrseitigen Ermittlungsausschussbericht münden, in 
einer Reihe von Artikeln im Tagesspiegel, in der Frank-
furter Rundschau, in der Süddeutschen Zeitung und im 
SPIEGEL Erwähnung. Auch das wird in Westdeutschland 
andere Genoss*innen dazu ermutigt haben, die Grün-
dung einer lokalen Roten Hilfe ins Auge zu fassen.
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Plakat zu einer Mietendemo in FFM April 1972



19

Lesen Weitergeben Diskutieren - Weitergehen! – Die RH als Teil der Fundamentalopposition in Westdeutschland im Spiegel ihrer Flugblätter in den Jahren 1969 - 1975

Im Jahr 1972 erscheinen etwa 100 Flugblätter 
der Roten Hilfen. Neben München entsteht auch in 
Frankfurt eine rh_. Sie besteht aus Aktivist*innen 
des Ende 1969 gegründeten Black Panther Solidari-
tätskomitees, darunter Karl Dietrich Wolff und Hannes 
Weinreich. Mit am Start waren auch der SDS-Student 
Til Schulz, die Übersetzerin Eva Moldenhauer und 
Aktivist*innen aus der Roten Zelle Jura. Ein diesbe-
züglicher Bericht in der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung ist mit: „Solidarität, Aktion, Kampf/Rote Hilfe: 
Antwort auf wachsende Repression der Staatsgewalt“ 
überschrieben. Das „wesentliche Ziel der Roten Hilfe“ 
bestehe darin, sich um eine „möglichst weitgehende 
Aktionseinheit der linken Gruppen“ zu bemühen. Der 
Zeitungsbericht notiert hier: „Rote Hilfe werde sich nicht 
durch langwierige ideologische Auseinandersetzungen 
konstituieren, sondern im solidarischen Kampf.“ Eine 
Hauptaufgabe sehe die RH darin, die „Genossen im 
Knast“ zu betreuen, „sie finanziell zu unterstützen, über 
Briefe und Besuche ihren Kontakt zur sozialistischen 
Bewegung aufrechtzuerhalten und ihnen innerhalb der 
Haftanstalten bei der politischen Arbeit mit den Mit-
häftlingen zu helfen. Diese Aufgaben sollten zugleich 
propagandistisch unterstützt werden“ und sie könnten 
nur gemeinsam mit anderen Rote-Hilfe-Organisationen 
an den anderen Hochschulen und in Zusammenarbeit 
mit Rechtsanwälten geleistet werden. (FAZ v. 16.2.72)

Auch in Hamburg meldete sich Anfang Februar 
ein sogenanntes Initiativkomitee Rote Hilfe mit ei-
nem Flugblatt zu Wort, mit dem sie ein „Teach-In“ 
einberief. Sie solidarisierte sich mit den in Han-
nover lehrenden Professoren Peter Brückner und 
Jürgen Seifert, gegen die im Zusammenhang mit 
staatlichen Verfolgungsmaßnahmen gegen die RAF 
vom niedersächsischen Kultusministerium Repres-
sionsmaßnahmen verfügt worden waren. (DOK_6)

Nach Petra Schelm und Georg von Rauch forder-
te die staatliche Verfolgung mutmaßlicher Mitglieder 
der RAF Anfang März den nächsten Toten: Thomas 
Weissbecker wurde schon länger von der Polizei be-
schattet und dann ohne vorherigen Anruf von einem 
Scharfschützen der Sonderkommission des bayri-
schen Landeskriminalamtes, in Augsburg erschos-
sen. Rote Hilfen organisierten dagegen in München, 
Hamburg und West-Berlin jeweils Demonstrationen.

In einem noch am 2. März in West-Berliner Knei-
pen verteilten Flugblatt erklärte die rh_, dass „dieser 
mord (..) der dritte innerhalb von acht monaten“ gewe-
sen sei: „erst PETRA, dann GEORG, jetzt THOMAS!“ 
Diese zeige, dass die „Menschenjagd“ weitergehe: 
„der staat verfolgt eine klare Linie: harter kern der RAF, 
randgruppen der RAF, harter Kern der BAADER-Meinhof-
Sympathisanten ... wir alle sind gemeint!“ (FB v. 2.3.72) 

In München demonstrierte die rh_ in einem 
Bündnis mit maoistischen Gruppen wie dem Zentral-

verband der Roten Zellen und der KPD/ML unter der 
Forderung: „Schluß mit den Bürgerkriegsmanövern 
der Polizei! Schluss mit den Notstandsübungen!“ In 
dem Flugblatt antworteten die Verfasser*innen auf die 
rhetorisch aufgeworfene Frage, warum sie demons-
trieren, mit der Aussage: „Nicht deswegen, weil wir 
hinter der Theorie und Praxis der Roten Armee Fraktion 
(RAF) stehen. Die RAF verachtet das Volk. Sie sieht 
nicht, daß die Revolution nur vom Volk gemacht wer-
den kann und nicht von ein paar versprengten Klein-
bürgern.“ (FB v. 8.3.72) Diese gegenüber der RAF 
kritische Einschätzung hielt die rh_ München nicht 
davon ab, kurz danach einen mehrseitigen Ermittlungs-
ausschussbericht zu erstellen, in dem eine Reihe von 
Polizeibehauptungen zu der Erschießung von Weissbe-
cker in Augsburg angezweifelt und widerlegt werden. 

In Hamburg planten unter anderem das Initiativkomi-
tee Rote Hilfe, die Gruppe Internationaler Marxisten, die 
Proletarischen Front und das MAD-Kollektiv Anarchisti-
scher Hefte eine Demonstration gegen die Erschießung 
von Weissbecker. Die ca. 500 Leute, die sich dazu auf 
dem Uni-Campus einfanden, wurden zunächst ausein-
ander geprügelt. Unmittelbar danach riefen die gleichen 
Gruppen zu einem Teach-In auf, um auch so zu „NEUEN 
FORMEN des POLITISCHEN KAMPFES“ zu gelangen. 
Trotz der „momentanen Schwäche der Bewegung“ gelte 
es nun, „das Feld nicht der Polizei und den sich auswei-
tenden staatlichen Terrormaßnahmen zu räumen.“ (FB 
v. 10.3.72) Auch die rh_ West-Berlin rief kurz darauf 
zu einem Teach-In gegen die „einschüchterung“ und die 
„zerschlagung der revolutionären linken“ auf. (DOK_7)

Mitte April organisierte die rh_ Frankfurt zusam-
men mit dem Rat der besetzten Häuser ein öffentliches 
Tribunal „über Spekulanten, Hausbesitzer und ähnliches 
Gesindel“. Man habe nun schon seit zwei Jahren damit 
angefangen, sich die ersten Häuser und Wohnungen zu 
nehmen. Man zahle keine Miete mehr, „weil wir nicht 
bereit sind, bis zur Hälfte unseres Einkommens für Miete 
zu zahlen.“ (DOK_8) Im Anschluss an das Tribunal gab 
es einen nicht angemeldeten Protestmarsch durch das 
Westend, die Innenstadt und das Nordend. An der darauf 
folgenden Demonstration beteiligten sich etwa 1.200 
Demonstrant*innen, um „gegen Mietterror und für Mie-
terstreik“ zu demonstrieren. Unter der von italienischen 
Migrant*innen ausgegebenen Parole „Kämpfen wir hart 
und ohne Furcht!“ zog der Zug an allen besetzten und 
bestreikten Häusern vorbei, wobei es immer wieder „zu 
tätlichen Auseinandersetzungen mit der Polizei“ gekom-
men sein soll, wie die Presse notierte. Angekommen an 
dem weitgehend von italienischen Arbeitsmigrant*innen 
bewohnten Haus Baustraße 11, das den Kaufleuten Mar-
kiewicz, Himmelfarb, Scharf und Wollhändler gehörte, 
wurden die Demonstrant*innen lebhaft begrüßt und 
mehrere Reden auf italienisch gehalten. Am Ende der 
Demonstration vereinten sich die Protestierenden unter 

Sie doziert nicht, die Rote Hilfe hilft!1972
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anderem auch unter der Losung: „Die Schweine von 
heute sind die Schinken von morgen.“ (FAZ v. 17.4.72)

Im Mai nahm die US-Regierung wieder die Bom-
bardierung von Nordvietnams auf. Als Reaktion dazu 
entschloss sich die Rote Armee Fraktion ab Mitte Mai 
dazu, ihrerseits in der Bundesrepublik eine Kampagne 
zu starten, in der sie in der Zeit zwischen dem 11. und 
24. Mai sechs Bombenanschläge verübte: Und zwar am
• Hauptquartier des V. US-Korps in Frankfurt am Main,
• der Polizeidirektion in Augsburg,
• am LKA in München,
• unter dem Auto von Wolfgang Buddenberg, Rich-

ter am Bundesgerichtshof   in Karlsruhe,
• dem Springer-Hochhaus in Hamburg sowie
• am Hauptquartier der US-Armee 

in Europa in Heidelberg. 
Vier US-Soldaten wurden dabei getötet, viele 

Menschen wurden dabei verletzt, manche schwer. 
Die Kommandoerklärungen, die zum Teil in der bür-
gerlichen Presse dokumentiert wurden, wurden auch 
von den Gruppen der rh_ in ihren Zeitungen ver-
breitet: Allein die Anschlagserklärung auf den Bun-
desrichter Buddenberg konnte ausschließlich in den 
Zeitungen der rh_ vom Juni rezipiert werden. 

Nur wenige Tage nach den ersten drei Bomben-
anschlägen nahm die rh_ Frankfurt im Zusammen-
hang mit einer Demonstration gegen den Vietnamkrieg 
Stellung. In ihrem unter der Überschrift „Die Waffe der 
Kritik und die Kritik der Waffen“ verbreiteten Flugblatt 
sah sie keinen Anlass dazu, sich von dem Anschlag 
auf das Hauptquartier des V. US-Korps im alten Zent-
ralgebäude des IG Farben-Hauses zu distanzieren. Sie 
erklärte ihn aufgrund der herrschenden Gewalt sowohl in 
Vietnam als auch in Bezug auf die konkrete Geschichte 
des IG Farben-Hauses in der Nazizeit als ein „imperi-
alistisches Zentrum“ für, so die deutliche Formulierung 
„in jeder Hinsicht gerechtfertigt“. Allein sie kritisierte 
die Anschläge auf die Polizeidienststellen in Augsburg 
und München. Sie seien zwar aus „berechtigen Gefüh-
len“ zu begreifen, doch sie „setzen kein Zeichen, ändern 
nichts, helfen nicht weiter. Sie schaffen keine Aufklä-
rung, sondern stiften Verwirrung.“ Im letzten Absatz 
entfernte sich die rh_ von der Vorstellung, nunmehr 
selbst den bewaffneten Kampf aufzunehmen, mit dem 
Argument, dass „solange größere Teile der Bevölkerung 
daran gehindert werden, den verbrecherischen Charak-
ter des Systems von Imperialismus und Kapitalismus 
zu erkennen,“ die organisierte Linke „als ganze einen 
bewaffneten Kampf nicht aufnehmen“ könne. (DOK_9)

Dieses Flugblatt erzielte eine große Resonanz 
in der Öffentlichkeit; in der Frankfurter Rundschau 
stand zu lesen: „Rote Hilfe verteidigt den Bomben-
anschlag.“ (FR v.19.5.72) Die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung beschrieb unter Hinweis auf das Flugblatt 
die Rote Hilfe in Frankfurt als „einzige Gruppe, 

die den Terror durch Bombenlegen für ein Mittel 
des politischen Kampfes hält.“ (FAZ v. 27.5.72)

Sicher auch das war für die rh_ ein guter Grund 
mehr dafür, mit anderen Gruppen der radikalen Linken 
in der Stadt die offene Diskussion über die weiteren Per-
spektiven und Horizonte des politischen Engagements 
gegen die herrschenden Verhältnisse zu suchen. Was bot 
sich da mehr an, als dazu gemeinsam mit dem AStA an 
der Universität ein Teach-In einzuberufen? Dies verbot 
Universitätspräsident Erhard Kantzenbach unter Hinweis 
auf das besagte „Die Waffe der Kritik ...“-Flugblatt. Zu 
dem „schäbigen Mittel des Raumverbots“ nahm die die 
rh_ in einem weiteren Flugblatt Stellung: „Während 
mehrere Lehrstühle der Frankfurter Uni Auftragsforschung 
für das Pentagon durchführen, während das Präsidialamt 
der Uni wissenschaftliche Handlanger der imperialisti-
schen Handlanger unterstützt, dürfen diejenigen, die sich 
mit dem Widerstand gegen den imperialistischen Krieg 
identifizieren, nicht einmal in den Räumen diskutieren.“ 
Nach der „gezielten Hetze in der Presse, in Frankfurt ins-
besondere gegen die Rote Hilfe“ sei das Präsidialamt der 
Universität wohl „endgültig in eine Nebenstelle des Poli-
zeipräsidiums umgewandelt“ worden. Das konnte weder 
von der Roten Hilfe noch dem dazu gebildeten Bündnis 
linksradikaler Gruppen von der Universität hingenommen 
werden, und so fand das Teach-In ohne große Geneh-
migungsformalitäten und wie geplant am 31. Mai im 
legendären Hörsaal VI mit 1.500 Beteiligten statt. Eine 
Reihe linksradikaler Gruppen setzte sich hier öffentlich 
mit der Politik der RAF auseinander. Via eines dort 
abgespielten Tonbandes informierte Ulrike Meinhof über 
die aktuellen politischen Positionen der RAF. Das wurde 
auch in der International Herald Tribune (IHT) notiert: 
„Last night however, Frankfurt University students heard 
a tape recording which it was claimed, had been made 
by Mrs. Meinhoff. A teach-in was held yesterday by a 
leftist student group called the Red Help.“ (IHT v. 2.6.72) 
Vielleicht auch das ließ in der Folge die Polizei nicht 
ruhen, und so fahndete sie nach „Spuren“ zur RAF und 
durchsuchte Mitte Juni die Räumlichkeiten des Verlages 
Roter Stern, der als Kontaktadresse der rh_ angegeben 
war. Dort gelang es er Polizei, neben dem Tonband des 
Telefonanrufbeantworters unter anderem Briefe politi-
scher Gefangener an die rh_ zu beschlagnahmen. Der 
Verlag Roter Stern erklärte sein Verhältnis zur rh_ wie 
folgt: „Die Rote Hilfe hilft: sie unterstützt Mieter gegen 
Spekulanten, besorgt Anwälte, betreut politische Gefan-
gene, setzt unabhängige Ermittlungsausschüsse ein, die 
Maßnahmen der Staatsorgane überprüfen. (...) Die Rote 
Hilfe ist keine Organisation, (...) sie ist aktiver Teil der 
unbesiegbaren Bewegung gegen Ausbeutung, Entmün-
digung und tagtägliche Erniedrigung im Kapitalismus. 
Sie doziert nicht, die Rote Hilfe hilft. Ist es da nicht 
selbstverständlich, der Roten Hilfe einen Briefkasten 
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und die Telefon-Nr. als Kontaktnummer zur Verfügung 
zu stellen?“ (Verlag Roter Stern, PM v. Ende Juni 72)

Derweil war Ulrike Meinhof zusammen mit Gerhard 
Müller in Hannover nach einem Hinweis ihres Woh-
nungsgebers, dem Lehrer Fritz Rodewald, von der Polizei 
festgenommen worden. Dazu hatte sich Rodewald in Ab-
stimmung mit dem Bundesvorstand seiner Gewerkschaft 
GEW öffentlich bekannt und sein Verhalten politisch ge-
rechtfertigt. (FAZ v. 19.6.72) Darauf reagierte ein Flug-
blatt der rh_ Hannover. Sie verurteilte das Verhalten 
von Rodewald als „zynisch“ und rief dazu auf, dass sich 
„die Linke in Westdeutschland (...) endlich solidarisch mit 
der Politik der RAF“ auseinandersetzen müsse. (DOK_10)

Wenn man so will, fand in Hamburg eben diese Aus-
einandersetzung „mit der Politik der RAF“ statt, vermut-
lich in erbitterter Art und Weise. Jedenfalls führte sie 
zu dem Ausschluss derjenigen Aktivist*innen, die sich 
vermutlich selbst dem Kommunistischen Bund zurech-
neten, zumindest konnte das einer öffentlich verteilten 
„Stellungnahme der Roten Hilfe zum Ausschluss des KB“ 
entnommen werden. (FB v. 19.6.72) Darauf reagierte un-
mittelbar die Initiativgruppe Arbeiterhilfe Hamburg (IAH) 
mit einem Aufruf zur Gründung einer Arbeiterhilfe. Darin 
erklärte sie, dass sich die RH Hamburg gespalten habe. 
Sie machte hier geltend, dass die RH unter Solidarität 
lediglich die „Solidarität mit der Roten Armee-Fraktion“ 
verstehe, doch damit werde eine Selbsthilfeorganisation 
„als militanter Stoßkeil kleinbürgerlicher Abenteuerlust 
missbraucht.“ Dagegen setzte die IAH auf die Gründung 
einer Arbeiterhilfe, die in ihrer Solidaritätsarbeit ein brei-
teres Aufgabenfeld „in der Hamburger Arbeiterschaft und 
anderen werktätigen Schichten“ wahrnehme. (DOK_11)

Parallel zu diesen Auseinandersetzungen in der 
rh_ Hamburg mobilisierte diese Gruppe unmittel-
bar zu dem Strafprozess gegen Werner Hoppe vor 
dem Landgericht Hamburg. Hoppe war im Juni 1971 
zusammen mit Petra Schelm in eine Polizeikontrol-
le geraten, wobei es zu Schießereien kam, bei denen 
Schelm erschossen wurde. Hoppe wurde nun wegen 
vierfachen Mordversuches angeklagt, weil ihm vor-
geworfen wurde, seinerseits mehrfach gezielt auf 
die Polizeibeamten geschossen zu haben. Die rh_ 
Hamburg begleitete den Verlauf des Strafprozesses 
bis zur Urteilsverkündung Ende Juli mit wenigstens 
sechs Flugblättern. Zu Prozessbeginn erklärte sie: „Die 
Revolte ist gerechtfertigt! Die Kriminellen sind die, die 
ihr Gesetz mit Polizeiterror, Erschießung, Staatsanwalt 
und Gefängnis aufrechterhalten!“ (FB v. 24.5.72) 

In dem ursprünglich auf neun Verhandlungsta-
ge angesetzten, dann aber auf 30 Verhandlungstage 
ausgedehnten Strafprozess gelang es dem Verteidiger 
von Hoppe, Rechtsanwalt Heinrich Hannover, eklatante 
Widersprüche in den Darstellungen der Polizei aufzude-
cken. Am Schluss stufte die Staatsanwaltschaft die An-
klage auf einen Totschlagversuch durch einen von Hoppe 

abgegebenen Pistolenschuss herunter. Das hielt aber 
die Strafkammer auch nicht davon ab, die Strafforde-
rung im Anklageplädoyer in Höhe von sechs Jahren mit 
einem Urteil gegen Hoppe in Höhe von 10 Jahren weit zu 
überbieten. Die rh_ vermerkte dazu in einem Flugblatt: 
„Terrorurteil gegen Werner Hoppe“ und rief dazu auf, „die 
Lügen der Springerschen Hetzpresse, die das Urteil ge-
gen Hoppe bejubelt“, zu entlarven. (FB v. Ende Juli 72) 

Am 25. Juni wurde in Stuttgart im Zusammenhang 
mit der Fahndung nach der RAF der daran völlig un-
beteiligte Ian Macleod morgens um 6.30 Uhr nackt 
und unbewaffnet hinter seiner Wohnungstür von der 
Polizei erschossen. Darauf reagierte die RH Bochum 
in einem Flugblatt unter der Überschrift „MORD“ 
und führt weiter aus: „Die Staatsanwaltschaft braucht 
drei Tage, um zu erkennen, dass der Bulle nicht in 
Notwehr handelte. Solche Sachverhalte sind wirklich 
schwer zu erkennen, wenn man Nackte erschießt und 
keine Waffen in der Wohnung findet. Sowas hat sich 
nicht einmal die amerikanische Polizei bei der Verfol-
gung der Black Panthers getraut.“ (FB v. Juli 72) 

Ab Ende Juni ist die rh_ West-Berlin in einer Kam-
pagne engagiert, gegen den von der Bundesanwaltschaft 
erfolgten Ausschluss von Rechtsanwalt Otto Schily aus 
der Verteidigung von Gudrun Ensslin zu protestieren. Ihr 
schien es evident zu sein, dass die Bundesanwaltschaft, 
Innenministerien und die Springer-Presse glauben, nach 
den Verhaftungserfolgen vieler RAF-Aktivist*innen in 
den Monaten Juni/Juli 1972 ganz bewusst die Fahn-
dungshysterie vorantreiben zu können. In einem „So-
lidaritätsaufruf für Rechtsanwalt Schily“ wurde dabei 
die propagandistische Vorbereitung dieser Maßnahme 
skizziert. In Zeitungen des Springer-Konzerns sei be-
hauptet worden, dass die Rechtsanwälte „als Kommuni-
kationszentrum der Radikalen“ dienten. Der Vorsitzende 
der Innenministerkonferenz, der Hamburger Innensenator 
Heinz Ruhnau, habe in einem Brief an die Anwaltskam-
mer von einer „zunehmenden Sorge“ gesprochen, „dass 
Rechtsanwälte mit anarchistischen Gewalttätern sympa-
thisierten“ Die rh_ forderte dazu auf, gegen den Aus-
schluss von Schily aus der Verteidigung von Ensslin zu 
protestieren – Ergebnis mit Erfolg: Schily konnte wieder 
das Mandat für Gudrun Ensslin ausüben. (FB v. 22.6.72)

Mitte Juli rief die rh_ West-Berlin mit einer Serie 
von vier Flugblättern zu großen Zusammenkünften auf. 
Darin forderte man sowohl zur „Solidarität mit den 
Genossen im Knast“ als auch dazu auf, „den Sympa-
thisantenbegriff des Staates“ sowie „die Illegalität des 
Staatsapparates“ zu bekämpfen. Und man sprach sich 
selbstverständlich „für die politische Öffentlichkeit des 
kommenden RAF-Prozesses“ sowie „die Wiedereinset-
zung der Anwälte Schily, Croissant, Lang“ in ihr Mandat 
für die Beschuldigten aus. In einer längeren Abhandlung 
präsentierte die rh_ ein paar grundsätzliche Überle-
gungen zu der neuen Linken als ein „gesellschaftlicher 
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Machtfaktor in der BRD“. Dabei reflektierte sie über die 
Präsenz einer „rechten Volksfront“ und nahm dabei in 
Anspruch, mit ihrer Politik auch die Interessen anderer 
linker Gruppen wie z.B. die von den Jusos, von ortho-
doxen Kommunisten oder von Maoisten zu vertreten. 
Auch in diesem Sinne forderte die rh_ dazu auf „alle 
Genossen und Genossinnen, die in Organisationen 
mitarbeiten, die den Angriffen des Staatsapparates nur 
Analysen entgegen setzen“, zu informieren. (DOK_12)

Im Herbst mobilisierte die rh_ in Hamburg gegen 
die Abschiebung von Aktivist*innen der palästinensi-
schen Befreiungsbewegung, die nach dem Überfall auf 
die israelische Sportequipe im Olympischen Dorf in 
München durch palästinensische Guerillas bundesweit 
durch das Innenministerium verfügt worden war. Hier 
wurde „Freiheit für Mahmud Massad!“ auf einer Kundge-
bung am Haupteingang des Flughafens in Fuhlsbüttel ge-
fordert. (FB v. 4.10.72) Zusammen in einem Bündnis mit 
anderen linksradikalen Gruppen wies die rh_ Frankfurt 
in einem Flugblatt unter der heute sicher nicht mehr ver-
wendeten Überschrift „KZ für Araber“ darauf hin, dass 
seit ein paar Wochen „viele ausländische Arbeiter, vor 
allem Araber, in der Bundesrepublik in ständiger Angst 
(leben), von der Polizei verhaftet und aus dem Land 
ausgewiesen zu werden.“ Mit Hilfe eines Teach-In an der 
Universität wurde auch beansprucht, die Frage: „Was 
ist los in Palästina?“ zu diskutieren. (FB v. 11.10.72)

Fast zeitgleich wurde Mitte Oktober vor der Moabiter 
Justiz der nächste Strafprozess gegen Horst Mahler er-
öffnet. Damit waren weder die rh_ noch das Rote Hilfe 
Komitee einverstanden. „Hände weg von Mahler“ rief 
die rh_ hier unmissverständlich aus. (FB v. 9.10.72) 
Auch das Rote Hilfe Komitee, von dem zu der Inhaftie-
rung vieler Aktivist*innen der RAF in den Sommermo-
naten bislang noch kein Flugblatt aufgefunden werden 
konnte, meldete sich wieder zu Wort. Evident erschien 
ihr hier: „Der Mahlerprozess soll der Rechtfertigung der 
Unterdrückungsmaßnahmen dienen!“ (FB v. 9.10.72)

Einem anderen Thema als dem der direkten Konfron-
tation zwischen dem Staat und der RAF widmete sich 
Anfang November die rh_ Frankfurt in einem gemein-
sam mit mehreren anderen linksradikalen Gruppen 
verteilten Flugblatt unter der Überschrift: „Solidarität 
ist unsere Waffe/Ausländer und Deutsche, gemeinsam 
sind wir stark!!!“ Darin wurden die Beweggründe der 
geplanten Manifestation wie folgt erklärt: „Wenn in 
Frankfurt italienische, griechische und türkische Familien 
Mietstreiks organisieren, wenn sie sich einen Kinder-
spielplatz selber bauen oder ein Haus besetzen, tun sie 
das, weil sie nicht länger so leben wollen: ausgebeutet 
in den Fabriken, ausgelaugt von den Blutsaugern in 
Maklerbüros von Kaufhausbesitzern und Grundstücks-
spekulanten und bespitzelt von der deutschen Polizei. 
(…) Nun haben ausländische und deutsche Frauen und 
Kinder (…) eine Demonstration geplant, für einen Kin-

dergarten. Wir wollen jetzt nicht das machen, was eine 
‚anständige‘ Studentengruppe machen würde, – näm-
lich den Studenten ‚VERMITTELN‘ warum sie sich mit 
dem Kampf der Emigranten und Arbeiter und Lehrlinge 
solidarisieren müssen. Wem nicht klar ist, daß wir im 
Kapitalismus leben und daß die Widersprüche, die sie 
an den Universitäten tagtäglich erleben, in Betrieben, 
Stadtteilen und Wohnheimen verstärkt erlebt werden, der 
wird nicht zur Demonstration kommen.“ (FB v. 4.11.72)

Mit einem Anfang Dezember bundesweit verschickten 
Rundschreiben machten die rh_ Frankfurt und rh_ 
West-Berlin Kolleg*innen und Genoss*innen auf einen 
Aufruf aufmerksam, der noch von den rh_-Gruppen aus 
Hamburg und München unterschrieben worden war, mit 
dem „wir innerhalb und außerhalb der sozialistischen und 
oppositionellen Kräfte der BRD eine Diskussion über die 
Prozesse gegen die RAF und das SPK einleiten“ wollen. 
Mit dem SPK war das Sozialistische Patientenkollektiv 
aus Heidelberg gemeint, aus dem mehrere Aktivist*innen 
inhaftiert worden waren. Die rh_ forderten in diesem 
Zusammenhang alle sozialistischen Kräfte dazu auf, 
„massenweise die skandalöse politische Justiz“ anzugrei-
fen und „ihrer falschen Legitimität“ zu entkleiden. In den 
anstehenden Prozessen gehe es den Gerichten nicht um 
Indizien, Tathergänge und Schuldnachweise, sondern die 
Prozesse zielten „auf eine Kriminalisierung der gesam-
ten Linken“. Der radikalen Linken helfe jetzt „weder 
das romantische Liebäugeln mit der Illegalität noch das 
naive Vertrauen auf die Legalität.“ In Form einer „militan-
ten Selbstorganisation“ bestehe die Notwendigkeit nun 
darin, den gemeinsamen Widerstand zu organisieren, 
und dies unabhängig von den jetzt angeklagten Gruppen. 
Allemal sei es an der Zeit, die Versuche zur Einschüch-
terung zu unterlaufen und jede Form der Unterdrückung 
zu bekämpfen. Mit diesen Absichten bezogen sich 
die beiden rh_-Gruppen bemerkenswerterweise auf 
keinen geringeren als auf Willi Münzenberg, den zen-
tralen KPD-Propagandisten in den 1920er und 30er 
Jahren: „Die Rote Hilfe der KPD der Weimarer Republik 
hat zwei große Kampagnen durchgeführt: die eine für 
Max Hölz, die andere für Sacco und Vanzetti. In beiden 
Fällen handelte es sich nicht um Kommunisten. Die KPD 
hat sich dadurch ausgezeichnet, daß ihre Solidarität 
nicht parteibeschränkt war. Sie sagte: wir sind mit allen 
solidarisch, die gegen das System von Ausbeutung und 
Unterdrückung kämpfen. Und Willi Münzenberg sagte: 
Auf dem Schlachtfeld der Propaganda gilt nur das Wort: 
Angreifen, angreifen und nochmals angreifen!“ (DOK_13)

Doch auch jenseits der Vorbereitung auf die kommen-
den Strafprozesse gegen die Genoss*innen der RAF ging 
die Solidaritätsarbeit der rh_ in Frankfurt durch die 
Unterstützung von kriminalisierten Hausbesetzer*innen 
weiter. Ein Student wurde im Zusammenhang mit der 
gegen die Räumung des besetzten Hauses im Grüne-
burgweg 113 durchgeführten Randale vor dem Amtsge-
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Aufruf Freiheit für die politischen Gefangenen!
Plakat Ende 1972 von rh_, West-Berlin/Hamburg/München/Frankfurt

richt unter Vorsitz von Richter Rolf Schwalbe angeklagt. 
Die rh_ erklärte hier in rhetorischer Umdrehung: 
„Der Prozess gegen die Kriminellen Selmi, Müller 
u.a. findet nicht statt“. (FB v. 4.12.72) Damit wurden 
der Frankfurter Polizeipräsident Knut Müller und der 
Häuserspekulant Ali Selmi politisch markiert. Ein paar 

Tage später reagierte die rh_ auf die Fortsetzung der 
Strafprozesse gegen Hausbesetzer*innen mit einem 
Flugblatt unter der Überschrift: „Ein Spitzel macht 
die Anklage/ Selmi – Brandstifter“ und mit der Ansa-
ge: „Der Häuserkampf geht weiter!“ (FB v.7.12.72) 
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Demonstration über die Zeil durch Aktivist*innen 
der rh_ Frankfurt im September 1973
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1973
Für das Jahr 1973 sind rund 170 Flugblätter nach-

weisbar. Zwischen den Gruppen der autonomen rh_ und 
den Gefangenen aus der RAF kommt es zu vielschichtigen 
Auseinandersetzungen. Sie sind nicht in Flugblättern doku-
mentiert, vielleicht, weil solche Konflikte der Bevölkerung so 
ohne weiteres nicht vermittelbar sind. Dafür gründen sich ab 
dem Frühjahr 1973 sogenannte Komitees gegen Folter (KGF), 
die sich enger an der Politik der RAF-Gefangenen orientieren 
als die rh_. Gleichwohl mobilisieren die Gruppen der rh_ 
im September unter der Parole „Solidarität mit der RAF“ zu 
den Strafprozessen gegen Marianne Herzog und Astrid Proll.

Nach einer erfolgreichen Besetzung des Bonner Rathau-
ses als Protest gegen den Staatsbesuch des südvietname-
sischen Staatspräsidenten Nguyẽ̂n Văn Thi.êu Mitte April 
1973 geriet die KPD/AO unter Druck. Drei ihrer Aktivisten 
– Ulrich Kranzusch, Christian Semler und Jürgen Horlemann 
– wurden inhaftiert, die Bundesregierung ventilierte in aller 
Öffentlichkeit ein Verbot der Partei. Einige Gruppen der rh_, 
darunter diejenigen aus Nürnberg, Erlangen, Dortmund und 
West-Berlin, nehmen das auch in Form von Flugblättern 
aufmerksam zur Kenntnis. Die rh_ Nürnberg fragt: „Heu-
te die KPD/AO und morgen die gesamte Linke?“ (FB v. Mai 
1973) Und die rh_ West-Berlin ruft zu einen „Aktionseinheit 
gegen die Illegalisierung der Linken“ auf. (FB v. Mai 1973)

Doch diese angedachte Aktionseinheit scheint aus der 
Sicht der angegriffenen KPD/AO nicht notwendig gewesen zu 
sein. Gegen die staatliche Bedrohung setzt die Partei selbst 
Himmel und Hölle in Bewegung und transformiert ab Sommer 
1973 die Arbeit ihres Rote Hilfe Komitees von West-Berlin 
in den Aufbau einer bundesweit orientierten RHeV. Für den 
Verlauf des Jahres und dann zentral ab den im Oktober vor 
dem Landgericht in Bonn stattfindenden Strafprozess gegen 
Ulrich Kranzusch unter dem Vorwurf des versuchten Tot-
schlags publiziert die RHeV wenigstens 15 Flugblätter im 
Kampf für die Freilassung ihres inhaftierten Genossen. Nach 
dem Antrag des Staatsanwaltes, diesen zu 18 Monaten ohne 
Bewährung zu verurteilen, ruft die RHeV in den West-Berliner 
Stadtteilen Wedding, Moabit und Neukölln zu mehreren 
Kundgebungen unter den Losungen „Die wahren Verbrecher 
sitzen in der Brandt-Regierung! Nixon ist der Mörder, Thieu 
ist der Henker, Brandt ist Komplize!“ auf (FB v.1.11.73). Am 
Ende wird der Totschlag-Vorwurf gegen Kranzusch fallen 
gelassen und er wird zu einem Jahr ohne Bewährung verurteilt.

Beherrschten noch im Jahre 1972 so gut wie ausschließ-
lich Flugblätter der rh_ die politische Öffentlichkeit, so sind 
für dieses Jahr allein durch die RHeV und das mit ihr verbun-
dene RHK aus West-Berlin etwa 60 Flugblätter auffindbar.

Mitte Januar 1973 ruft die rh_ Westberlin außer-
halb des Themenbereiches staatliche Repression in einem 
großen Bündnis zu einer bundesweiten Vietnamdemons-
tration in Bonn auf. Überschrift: „Atombombendrohung 
gegen Nordvietnam/Stoppt die wahnsinnigen Völkermord-
programme der US-Imperialisten!“ (FB v. 14.1.73)

Derweil neigt sich der zwischenzeitlich dritte Strafpro-
zess gegen Horst Mahler vor dem Landgericht in Moabit dem 

Ende zu. Mit dem Kronzeugen Karl Heinz Ruhland hängte die 
Moabiter Justiz Mahler die Beteiligung an einigen Banküber-
fällen an. Sowohl das RHK wie auch die rh_ melden sich mit 
Stellungnahmen zu Wort. Dabei druckte das RHK in einem 
Flugblatt zu dem aktuellen „Schauprozeß“ gegen Mahler 
unter der Überschrift „Das Lügengebäude der Anklage ist 
zusammengebrochen!“ einen diesbezüglichen Artikel aus der 
Parteizeitung Rote Fahne nach. (FB v.10.1.73) Für den „Tag 
der Urteilsverkündung“ rief die rh_ zu einer Solidaritätsde-
monstration unter dem Motto „Freiheit für Horst Mahler!“ auf 
sowie vorher zu „einem Treffen aller interessierten Gruppen in 
der Evangelischen Studentengemeinde an der der Technischen 
Universität“. (FB v. 27.1.73) Auf diesem Vorbereitungstref-
fen muss es dann einen großen Streit zwischen den beiden 
RH in der Stadt gekommen sein. Jedenfalls informierte 
ein Flugblatt der rh_ die Öffentlichkeit darüber, dass die 
„Solidaritätsdemonstration gespalten!“ sei. Der Grund: „Ein 
gemeinsamer Aufruf konnte nicht zustande kommen, da es 
sehr verschiedene Einschätzungen der RAF-Prozesse gibt und 
Verhandlungen über solche inhaltlichen Fragen durch Unter-
händler von verschiedenen Organisationen in Feilschen um 
Worte ausartet.“ (FB v. 26.2.73) Trotzdem wird es wohl in der 
Stadt zu einer Demonstration anlässlich der Urteilsverkün-
dung gegen Mahler Ende Februar gekommen sein. Die rh_ 
Bochum kommentierte die Verurteilung von Mahler zu 12 
Jahren Gefängnis, dass es sich hier um das Ergebnis „einer 
geschlossen vorgetragenen Hetzkampagne aller bürgerlichen 
Institutionen gegen die Baader-Meinhof Gruppe (handele), die 
es unnötig werden ließ, dem einzelnen Mitglied die vorgewor-
fenen Handlungen juristisch nachzuweisen.“ (FB v. 27.2.73)

Anfang Februar erschreckte die rh_ Frankfurt mit einem 
in der Innenstadt und auf dem Universitätsgelände verteilten 
Flugblatt die Öffentlichkeit. Mit der Überschrift: „Schwalbe 
muß weg!“ erklärte sie, dass der Amtsrichter Rolf Schwalbe 
„eine öffentliche Gefahr!“ sei. Die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung zitierte korrekt aus dem Flugblatt: „Wir dürfen nicht 
zulassen, daß so ein Schwein noch irgend jemanden aburteilt! 
Da sonst niemand etwas gegen solche Verbrecher unternimmt, 
müssen wir selber etwas machen!“ Anschließend werden die 
Adresse des Richters und seine Telefonnummern zu Hause 
und im Gericht genannt. „‚Besucht ihn! Ruft ihn an!‘ ver-
langt der Text.“ (FAZ v. 2.2.73) In dem Flugblatt protestierte 
die rh_ dagegen, dass dieser Richter den Vorsitz bei einer 
Schöffengerichtsverhandlung über einen Studenten führte. 
Diesem wurde vorgeworfen, im Herbst 1971 bei der Beset-
zung des Hauses Grüneburgweg 113 dabei gewesen zu sein 
und während der anschließenden Straßenschlacht gegen die 
Räumung dieses Hauses einen Polizisten verletzt zu haben. 
Dabei wurde in dem Flugblatt aus der beruflichen Vita von 
Schwalbe referiert – unter anderem, dass dieser im Zuge von 
Ermittlungen zur Aufklärung des Mordes an 6.000 russischen 
Kriegsgefangenen und 30.000 Juden während einer Dienstrei-
se in die UdSSR offen seine Skrupel darüber zum Ausdruck 
gebracht hatte, „ob die Zeit reif sei, um über Hitler und den 
Wert oder Unwert der während des Hitlerregimes betriebene 

Die Genossen von der RAF haben 
den Kampf ernst genommen
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Politik ein abschließendes Urteil zu fällen“. Die rh_ hatte das 
und noch einiges mehr aus einem Artikel des Nachrichtenma-
gazin SPIEGEL von Ende Oktober 1972 zitiert. (FB v. 2.2.73) 
Gleichwohl: „An nationalsozialistische Methoden erinnere der 
Psychoterror, den eine Gruppe, die sich ‚Rote Hilfe‘ nennt, ge-
gen einen Frankfurter Richter anwende, hat der Richterrat beim 
Amtsgericht Frankfurt am Freitag geurteilt.“ (FAZ v. 3.2.73)

Im Verlaufe des März machen die Gruppen der rh_ 
Frankfurt, West-Berlin, Hamburg und München auf ein 
grauenhaftes Unglück in der Arbeitsbaracke des Außenlagers 
der Lingener Justizvollzugsanstalt Groß-Hespe aufmerksam. 
Unter der von der Neuen Hannoverschen Presse zitierten 
Überschrift: „Nur fünf Häftlinge erstickt“ verweisen sie auf 
die Explosion einiger dort lagernde Propangasflaschen Ende 
Februar. Dabei verbrennen fünf Strafgefangene, während die 
anderen 350 Gefangenen von der Polizei mit Maschinenpis-
tolen und Panzerwagen bewacht werden. Das Flugblatt endet 
mit den Parolen: „Macht kaputt, was euch kaputt macht/
Das größte KZ der Menschheitsgeschichte: Die kapitalistische 
Produktion/Freiheit für alle Gefangenen.“ (FB v. März 73)

Anfang Mai ruft die rh_ Hamburg zur Unterstützung 
der Hausbesetzung in der Ekhofstraße 39 auf und führt 
weiter aus: „Die Hausbesetzung können sie nicht illegalisie-
ren, weil sie von der Bevölkerung verstanden und unterstützt 
wird. Deshalb verbreiten Polizei und Presse Lügenmärchen 
und versuchen die Hausbesetzer als Kriminelle abzustem-
peln. damit soll ein Keil zwischen die Hausbesetzer und 
die Bevölkerung getrieben werden.“ (FB v. 2.5.73) Am 23. 
Mai wurde diese Hausbesetzung dann durch einen mar-
tialischen Polizeieinsatz geräumt. In der Folge ermittelte 
die Justiz unter dem Vorwurf der Bildung einer kriminellen 
Vereinigung, und eine Reihe von Hausbesetzer*innen wurden 
inhaftiert. Die rh_ Hamburg, die sich selbst der Szenerie 
der Spontis zurechnete und von denen einige Aktivist*innen 
bei der Besetzung engagiert waren, hörte auf zu existieren. 
Aus Anlass der im Herbst 1973 beginnenden Strafprozesse 
sollten dann die sich der KPD/AO und der KPD/ML zurech-
nenden Roten Hilfen in der Stadt Solidaritätsflugblätter 
erstellen. Für die Zeit zwischen September bis Dezember 
konnten wenigstens sieben davon aufgefunden werden.

Ab dem 8. Mai treten etwa 60 politische Gefan-
gene in den Hungerstreik, „um gegen ihre unmensch-
liche Isolierung zu kämpfen“, wie das RHK in einem 
Aufruf schreibt. (FB v. 22.5.73) Die rh_ Hamburg 
spricht dann ihrerseits in einem Flugblatt von „120 
Gefangenen im Hungerstreik“ (FB v. 25.5.73)

Dieser von den Gefangenen der RAF initiierte Hunger-
streik stellt den Auftakt dafür dar, „gegen die Strafjustiz der 
BRD den Vorwurf der Folter“ zu erheben, so die rh_ West-
Berlin (FB v. 8.5.73) Dieser Hungerstreik erzielt eine weite 
Resonanz. Erstmals gründet sich in Frankfurt im Bürgerhaus 
Nordweststadt ein Komitee Kampf der Folter: „Diese Komi-
tees aus allen Großstädten haben sich zur Aufgabe gestellt, 
die Vernichtung und Zerstörung von Menschen durch die Straf-
justiz zu bekämpfen“, heißt es in dem Aufruf. (FB v. 11.5.73) 

Die rh_ Frankfurt schließt sich dem gemeinsam mit der 
RH Darmstadt, dem AStA, der Frauengruppe des Revolutio-
nären Kampfes und der Sozialistischen Hochschul-Initiative 
mit einem Aufruf zu einem Teach-in unter der Parole: „Folter 
+ Mord auf Raten“ an. (FB v. 22.5.73) Auch rh_-Gruppen 
in Würzburg und Flensburg mobilisieren im Mai zu diesem 
Hungerstreik mit Flugblättern. Anfang Juni rufen neben den 
Komitees gegen Folter auch das RHK und die Gruppen der 
rh_ aus Marburg/Lahn, West-Berlin und Frankfurt zu einer 
Demonstration in Karlsruhe zum Bundesgerichtshof auf, der 
für die Haftbedingungen der RAF-Gefangenen zuständig 
ist. Die rh_ Frankfurt erklärt dazu in ihrem Aufruf: „Ein 
System, das täglich Millionen dazu zwingt, sich zu verkaufen 
und im Betrieb ausbeuten zu lassen, das Tausende, die an 
diesem System kaputt gehen, in Gefängnisse, Irrenhäuser 
und Erziehungsanstalten sperrt, das Unzählige dazu ver-
dammt, in Elendsquartieren zu leben, das die Umwelt und 
die Lebensbedingungen der Menschen wie zweiter Klasse 
behandelt – ein solches System hat kein Recht, die Lin-
ke der Gewalttätigkeit zu bezichtigen“. (FB v. 2.6.73)

Ende Juni demonstrieren die rh_ und das RHK in 
West-Berlin gemeinsam vor der U-Haftanstalt Moabit, um 
„den Kampf der politischen Gefangenen gegen ihre Isola-
tion in den Gefängnissen“ zu unterstützen. Dabei einigen 
sich beide Gruppen auf eine Situationsdeutung, die sowohl 
die RAF, Hausbesetzungen als auch die KPD/AO hinsicht-
lich der staatlichen Repression auf einen Stufe stellt: „Mit 
der Verfolgung der RAF und der Erschießung von einzelnen 
RAF-Genossen schuf die Bourgeoisie ein Klima, das die 
Bevölkerung an den Schußwaffengebrauch als legitimes 
Mittel der ‚politischen Auseinandersetzung‘ seitens des 
Staatsapparates gewöhnen und die Aufrüstung des Bundes-
grenzschutzes und die Militarisierung der Polizei rechtfertigen 
sollte. Die Schlagkraft des Apparates wurde bei der Räumung 
besetzter Häuser in Frankfurt und Hamburg, sowie bei der 
Abriegelung einer ganzen Stadt und der Verhaftung von circa 
800 Menschen anlässlich des Breschnew-Besuches unter 
Beweis gestellt. Gerade in letzter Zeit versucht die SPD/FDP-
Regierung durch eine breit angelegte Hetzkampagne gegen 
die KPD, ihre Massenorganisationen, die Liga gegen den 
Imperialismus und andere revolutionäre Organisationen die 
Arbeit der Kommunisten zu kriminalisieren.“ (FB v. 27.6.73) 

Ende Juli meldeten sich die rh_ Karlsruhe und das 
Informationszentrum Rote Volksuni mit einem Flugblatt zu 
Wort: „Revolte im Bruchsaler Knast“ ist es überschrieben 
und thematisiert einen kollektiven Hungerstreik von 200 
Strafgefangenen in der dortigen JVA. Er richtet sich gegen 
ihre Hungerlöhne und die „schlechten Waren bei Privatein-
kauf“, die bei vielen Gefangenen zu „gesundheitlichen 
Schäden wie Zahnfäulnis“ führe. Man müsse wissen, schreibt 
die rh_, „daß die Gefangenen durchschnittlich 1,80 DM 
am Tag verdienen, wenn sie arbeiten. Der Händler verkauft 
verderbliche Lebensmittel, die über dem Haltbarkeitsdatum 
liegen, also Abfall, der sonst in den Schweinestall kommt 
(...,) an die Gefangenen. (...) Anstaltsleiter Rosen und Justiz-
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minister Bender kümmern sich einen Dreck um die berech-
tigten Forderungen.“ Und so rufen die rh_ Aktivist*innen 
am Ende ihres Flugblattes aus: „Traut nicht Gott, noch 
Bender, dem Gefangenenschänder!“ (FB v. 20.7.73) 

Anfang August veröffentlicht die rh_ Bochum einen 
Alarmruf zu dem Versuch der Bundesanwaltschaft, bei Ulrike 
Meinhof eine Zwangs-Szintigrafie ihres Kopfes vornehmen 
zu lassen. „Ulrike Meinhof soll im Knast verrückt gemacht 
werden“, heißt es, und weiter wird ausgeführt, dass mit 
Meinhof „stellvertretend alle als ‚Geisteskranke‘ abgestem-
pelt werden (sollen), die sich in dieser Gesellschaft für ihre 
eigenen Interessen einsetzten. Die öffentliche Hetze gegen die 
‚linken Spinner, Politrocker, Chaoten, Terroristen‘ usw. versucht 
das Gleiche. Auch ihnen soll jede politische Begründung 
für ihre Aktionen abgesprochen werden.“ (DOK_14) Dieses 
Thema wurde auch in anderen Flugblättern und Schrei-
ben der rh_ aufgegriffen. Die rh_ Bonn-Bad Godesberg 
schrieb: „Wird Ulrike Meinhof ermordet?/Prof Witter hatte 
sich bereits angeboten, sie auf ihre ‚Zurechnungsfähigkeit‘ 
zu ‚untersuchen‘“ (FB v. August 73). Die rh_ Dortmund 
rief unter der Parole „Hände weg von Ulrike Meinhof!/Droht 
Justizmord?“ zu einer Kundgebung und in Bochum auf. (FB 
v. 4.8.73) Die rh_ West-Berlin verfasste „an alle roten 
hilfen!!!!“ eine detaillierte Protesterklärung, dass „nach den 
Erfahrungen im Faschismus 1933 – 1945“ der Anspruch auf 
Leben und Unversehrtheit „ein elementarer Rechtsgrundsatz“ 
sei, der entschieden zu vertreten sei. (FB v. 13.8.73) Die 
Proteste waren erfolgreich, der vom Bundesgerichtshof per 
Beschluss zunächst geplante Zwangseingriff unterblieb. 

Gewissermaßen mit einer Bürgerinformation wandte sich 
die rh_ Frankfurt unter der Überschrift „Liebe Sindlinger“ 
in einem offenen Brief an die Bevölkerung im Frankfurter 
Stadtteil. Anlass war der Auftakt des Strafprozesses ge-
gen die der Mitgliedschaft in der RAF angeklagten Astrid 
Proll und Marianne Herzog. In einfacher Sprache wird in 
diesem Schreiben auf Folgendes hingewiesen: Aus den 
bisherigen Prozessen „gegen Mitglieder der Roten Armee 
Fraktion weiß jeder, was da gespielt wird: Es treten massen-
haft präparierte und geschmierte Zeugen auf, die alle irgend 
etwas gesehen haben wollen, bei konkreter Befragung sich 
aber dermaßen in Widersprüche verwickeln, daß das Urteil 
eigentlich auf Freispruch lauten müßte. Stattdessen lautet 
es auf 10 Jahre (Werner Hoppe), auf 12 Jahre (Horst Mahler) 
... Das Urteil war schon vor dem Prozeß gefällt.“ (DOK_15)

Ende September wird der Strafprozess gegen Proll 
und Herzog im Sindlinger Bürgerhaus eröffnet, und 
bundesweit mobilisieren Gruppen der rh_ zu einer De-
monstration. Die rh_ aus Flensburg druckt den Aufruf 
aus Frankfurt ab. (FB v. 28.9.73) Die rh_ West-Berlin 
passt ihn leicht auf die Situation vor Ort an und gibt 
einen Hinweis auf Mitfahrmöglichkeiten aus West-Berlin 
zu der geplanten Demonstration. (FB v. 28.9.73)

Ein Bündnis in Frankfurt bestehend aus der rh_, dem 
Häuserrat, Lotta Continua, dem Revolutionären Kampf und 

der Sozialistische Hochschulinitiative ruft ebenfalls zur 
Demonstration auf und hebt hier hervor, dass sich die RAF 
vor drei Jahren mit „dem Anspruch“ gegründet habe, „den 
Kampf der Befreiungsbewegungen der dritten Welt hier in 
den imperialistischen Staaten selbst aufzunehmen.“ (FB v. 
28.9.73) In dem eigenständigen Aufruf der rh_ Frankfurt 
wird das dahingehend beschrieben, dass wer „die Verant-
wortlichen für Völkermord konsequent und mit allen Mitteln 
bekämpft, wer gegen die Ausrottung eines ganzen Volkes, 
wie es in Vietnam, Palästina und jetzt in Chile versucht wird, 
kämpft, der wird als kriminell verfolgt. Eben diesen Kampf 
gegen die amerikanischen Völkerschlächter und ihre bundes-
deutschen Erfüllungsgehilfen haben die Genossen von der RAF 
ernst genommen.“ Diese Darstellung spitzt die rh_ kurzer-
hand in die Parole „Solidarität mit der RAF“ zu. (DOK_16)

Im Oktober mobilisiert wesentlich die frisch gegründete 
RHeV gegen die durch die Behörden geplante Abschiebung 
des prominent gewordenen Aktivisten des wilden FORD-
Streiks in Köln Baha Targün. Sie ruft zu einer Kundgebung 
in der Hamburger Innenstadt auf mit der Parole: „Verhindern 
wir die Abschiebung von Baha Targün, dem Streikführer von 
Ford/Köln“ (FB v. 25.10.73). Die Veranstaltung wird mit dem 
Vorsitzenden der KPD/AO Christian Semler zusammen mit 
Targün im Hamburger Audi-Max durchgeführt. Auch die 
rh_ Hamburg verteilt dazu „an die Teilnehmer der Solidari-
tätsveranstaltung, an die Mitglieder und Sympathisanten der 
Organisation KPD“ eine Erklärung. Nach der Niederschlagung 
der Hausbesetzung in der Ekhofstraße vom Mai wurde die 
rh_ Hamburg von Aktivist*innen der KPD/ML fortgeführt. 
Diese Partei stand in einem scharfen Konkurrenzverhältnis 
zur KPD/AO – wie auch umgekehrt. In der auf der Veranstal-
tung der RHeV im Audi-Max verteilten Erklärung solidari-
sierte sich die rh_ mit dem Kampf gegen die Abschiebung 
von Baha Targün, sie beklagte aber darin besonders die 
„Spaltung der Roten Hilfe durch die Organisation KPD“. 
Aus ihrer Sicht sei diese RHeV „weder überparteilich noch 
Massenorganisation.“ Mehr noch: Die KPD nehme „die 
falschen politischen Auffassungen innerhalb der Roten Hilfe 
Bewegung, die mit dem Mittel der Überzeugung, und nöti-
genfalls der Spaltung beseitigt werden können, zum Vorwand, 
ihre Spalterorganisation zu gründen“ und das auch noch mit 
„einem rechtsopportunistischen Programm.“ (FB v. 16.10.73)

Dessen ungeachtet setzte die RHeV ihr Engagement für 
das Bleiberecht von Baha Targün weiter fort. In der Woche 
zwischen dem 16 und 26. Oktober führt sie Veranstaltun-
gen in Hamburg, Hannover, Braunschweig, West-Berlin, 
München, Nürnberg und Stuttgart mit dem Ziel durch, für 
eine Demonstration in Köln zu mobilisieren. Und das alles, 
so steht es in einem Aufruf zu lesen: „In dem klaren Be-
wußtsein, daß das Ausländergesetz, das den Staatsapparat 
jede Willkür eröffnet und die demokratischen Rechte der 
Ausländer in der BRD aufhebt, nur durch die breite Soli-
darität aller fortschrittlichen und demokratisch gesinnten 
Menschen außer Kraft gesetzt werden kann.“ (DOK_17)
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Demonstration in Hamburg 1974
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1974
Für das Jahr 1974 sind wenigstens 220 Flugblätter 

auffindbar. Bitter aber wahr: Resümiert man das Gesche-
hen für die Roten Hilfen, insoweit es sich in ihren Flug-
blättern widerspiegelt, so werden für sie die Mobilisie-
rung zu „Mord“, respektive: Polizeimord, Justizmord und 
Arbeitermord und damit zu Toten wichtig: Es sind die 
Namen der mutmaßlichen RAF-Unterstützerin Katharina 
Hammerschmidt, des Taxifahrers Günter Jendrian, des 
Arbeiters Günter Routhier und des RAF-Aktivisten Holger 
Meins die in den Flugblättern laut ausgerufen werden. 
Nach Beginn des dritten Hungerstreiks der RAF-Gefan-
genen ab dem 13. September kommt es fast zu einer Ex-
plosion der Flugblattproduktion: Für diesen Zeitraum bis 
Ende November sind über 50 RH Flugblätter quer in der 
ganzen BRD und West-Berlin zu diesem Hungerstreik 
nachweisbar. Allein ab dem 9. November, nach dem 
in der Justizvollzugsanstalt Wittlich gewaltsam herbei 
geführten Hungertod von Holger Meins, wurden von den 
diversen RH mit 34 Flugblättern fast so viele Flug-
blätter wie im ganzen Jahr 1971 in Umlauf gebracht. 

Im Verlaufe des Jahres betreten die Komitees 
gegen Folter mit über 20 Flugblättern die Szene. 

Das erste ruft Ende Januar ruft am Beispiel der 
„Folterforschung in der Universitätspsychatrie Ham-
burg“ zu einer „Diskussionsveranstaltung über Folter an 
politischen Gefangenen in der BRD“ auf (FB v. 22.1.74). 
Das letzte in diesem Jahr thematisiert Ende Novem-
ber an der Universität Hamburg den Hungerstreik der 
politischen Gefangenen unter der Aussage: „Holger 
Meins von Staatsschutzpolizei ermordet“ Zu diesem 
Teach-In waren unter anderem der Soziologe Christian 
Sigrist sowie die Rechtsanwälte Kurt Groenewold und 
Otto Schily als Sprecher angekündigt. (FB v. 26. 11.74)

Mitte April werden die an der KPD/ML orientierten 
RH-Gruppen durch die spontaneistisch orientierten rh_ 
von einer Konferenz in Bochum ausgeschlossen. In der 
linksradikalen Publizistik finden sich dazu zwar hier und 
da Stellungnahmen, aber natürlich keine Flugblätter. 
Der Ausschluss hielt die an der KPD/ML orientierten 
RH-Gruppen jedenfalls nicht davon ab das Zepter an 
der von den rh_ Gruppen wohl aufgegebenen Pro-
duktion der Roten Hilfe Zeitung zu übernehmen. Dafür 
richteten sie eine sogenannte „Provisorische Zentrale 
Leitung“ ein und nahmen Kurs auf die Gründung einer 
von ihr kontrollierten RH aus Anlass des 50. Jahresta-
ges der Gründung der Roten Hilfe Deutschland (RHD) 
im Oktober. Doch zu diesem Zeitpunkt engagierten sich 
die an die KPD/ML angelehnten RH-Gruppen, die zu 
diesem Zeitpunkt auch das Signet der rh_ nutzten, in 
der Unterstützung des zweiten großen Hungerstreiks der 
RAF-Gefangenen. Allerdings führten die Ortsgruppen 
der RHeV in München und Dortmund zum 50. Grün-
dungstag der Roten Hilfe Deutschlands am 1. Okto-
ber 1924 jeweils Erinnerungsveranstaltungen durch. 
In der Gaststätte Stadt Salzburg in München lud die 

RHeV unter der Überschrift „ROTE HILFE 50 JAHRE 
alle Interessenten herzlich“ zu einem Vortrag ein: „Wir 
werden über die historische Entwicklung der ROTEN Hilfe 
berichten, von früheren Kampagnen und die Aufgaben 
in der jetzigen Situation darstellen.“ (FB v. 11.10.74) 

 Unter der Parole „Reiht euch ein in den Kampf 
gegen die Fahrpreiserhöhungen!“ stellte es sich für die 
Ortsgruppe der RHeV in Hamburg Mitte Januar als eine 
„Aufgabe in der jetzigen Situation“ dar zu einem dem 
Studenten Gerd Strate gemachten Strafprozess zu mo-
bilisieren. Dieser hatte sich im Vorjahr an den Protesten 
gegen die Fahrpreiserhöhungen im Hamburger Verkehrs-
verbund beteiligt, war herausgegriffen und dann unter 
anderem wegen Widerstandes angeklagt worden. (FB v. 
13. 1.74) Ein paar Tage später ruft die rh_ Hamburg 
zusammen mit der RHeV zu dem bevorstehenden Urteil 
im zweiten Prozess gegen die Ekhofstrassenbesetzer 
zu einer Kundgebung am Einkaufszentrum Altona auf: 
„Freiheit für die Hausbesetzer!“ (FB v. 17.1.74) Wieder-
um ein paar Tage später führt die RHeV in der Universi-
tät Hamburg eine Veranstaltung zu einem Strafprozess 
gegen den Schriftsteller Erich Fried durch: „Nicht Erich 
Fried gehört vor Gericht – sondern der Mörder von Georg 
von Rauch“. Fried hatte die Erschießung von Georg von 
Rauch in einem SPIEGEL-Beitrag als einen „Vorbeuge-
mord an von Rauch“  bezeichnet und war dafür von dem 
Berliner Polizeipräsidenten Klaus Hübner wegen Belei-
digung angezeigt worden, worauf die Staatsanwaltschaft 
Hamburg Anklage erhoben hatte. Die RHeV stellte hierzu 
fest, dass mit diesem Prozess „Intellektuelle einge-
schüchtert und mundtot gemacht werden“ sollen (FB v. 
23.1.74) Mitte Februar rief ein Bündnis bestehend aus 
dem Komitee gegen Folter, der RHeV und anderen links-
radikalen Gruppen zu einer Kundgebung auf der Moor-
weide unter der Parole: „Folter in der Bundesrepublik – 
Folterforschung in Eppendorf“ auf. Darin wurden sowohl 
„die Methoden der sensorischen Isolationsfolter“ wie 
auch die „Auswirkungen der Langzeitfolter durch Isola-
tion“ gebrandmarkt. Hier wurde das Schicksal der RAF-
Gefangenen Astrid Proll, Monika Berberich und Katha-
rina Hammerschmidt explizit benannt. (FB v. 15.2.74)

Allein zu der Situation von Katharina Hammer-
schmidt wurden im Verlaufe des Jahres von allen Roten 
Hilfen wenigstens acht Flugblätter in Umlauf gebracht. 
Die RHeV mobilisierte hier schon Mitte Januar zu einer 
Veranstaltung im Audi-Max der Technischen Universität 
in Berlin mit den Rechtsanwälten Hans-Christian Strö-
bele und Otto Schily. Letzterer hatte gegen die Verant-
wortlichen Ärzte im Knast wegen „versuchter Tötung mit 
bedingten Vorsatz“ eine Strafanzeige gestellt, die in der 
Sache durch eine Erklärung von 131 Medizinern unter-
stützt wurde. Die RHeV spitzte das in die Formulierung: 
„Versuchter Mord an Katharina Hammerschmidt“ zu. (FB 
v. 17.1.74) Einen Monat später wiederholte die RHeV 
dieses Diktum in einem Aufruf zu einer Demonstration 

Gebt dem Ermordeten Holger Meins das letzte Geleit
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zusammen mit ihrer Mutterpartei aber auch der KPD/
ML. (DOK_18) Mitte Oktober lud die RHeV Hamburg zu 
einem Solidaritätskonzert für Katharina Hammerschmidt 
in das Audi-Max der Universität ein. (FB v. 18.10.74)

Ab dem Frühjahr treten die Komitees gegen Folter 
(KGF) mit einer Reihe von Aktionen an die Öffentlichkeit, 
zu denen auch mit entsprechenden Flugblättern mobi-
lisiert wird. Ab Mitte März belagern die KGF quasi das 
Justizministerium in Düsseldorf. Dabei fokussieren sie 
zentral auf den Justizminister Posser, der noch in den 
1950er Jahren als umsichtiger Verteidiger von verfolgten 
Kommunisten in der BRD hervorgetreten war. In einem 
Flugblatt dazu heißt es: „U. Meinhof und G. Ensslin 
müssen sofort aus dem TOTEN TRAKT verlegt werden! 
Eher gehen wir nicht weg, Diether Posser!“ (FB v. 9.3.74) 
Zeitgleich fordern die KGF mit einer Veranstaltung in 
Köln die „Schliessung des Toten Trakts in Köln-Ossen-
dorf“ (FB v. 9.3.74) Ende März informieren die KGF 
mit einem „Teach-In über den Toten Trakt und über die 
permanente Demonstration vor dem Justizministerium in 
Düsseldorf“ (FB v. 25.3.74) Mitte April führen die KGF 
mit einem Flugblatt „Der Posser sitzt auf Kohlen, drum 
lügt er unverhohlen“ erneut eine Kundgebung in Düssel-
dorf vor dem Dienstsitz des Justizministers durch. (FB v. 
15.4.74) Anfang Juni protestieren die KGF gegen „Folter 
in Hannover!“ und kündigen an: „Heute demonstrieren 
Ärzte und Psychologen vor dem Gefängnis gegen die 
Folter im Toten Trakt an dem politischen Gefangenen R. 
Augustin“ (FB v. Juni 74) Wenig später führen die KGF 
einen „Sitzstreik vor dem Justizministerium“ in Hannover 
durch, um „gegen die Folter an dem politischen Gefan-
genen Ronald Augustin“ zu protestieren. (FB v. 5.6.74)

Mitte April beklagte das KGF Stuttgart, dass die 
beiden Tageszeitungen aus Stuttgart nur unvollständig 
und sinnentstellend über die Forderungen nach einer 
„rechtsstaatlichen Behandlung für alle politischen Gefan-
genen“ berichten. Stattdessen würden diese gegenüber 
den Häftlingen der Roten Armee Fraktion eine „Hyste-
rie“ betreiben. das KGF zeigte sich davon überzeugt: 
„Nicht das Volk hat Angst vor der RAF, sondern die 
westdeutschen Imperialisten + Ihre Politiker.“ (DOK_19)

Ende Mai schießt ein 60 Mann starkes Polizeiauf-
gebot nachts um 3.00 Uhr in München in der Adal-
bertstraße den Taxifahrer Günther Jendrian in seiner 
Wohnung über den Haufen. Das geschah im Zuge einer 
Fahndung nach MitgliederInnen der RAF. Jendrian 
ist sofort tot. Die Polizei hatte gemutmaßt, das der 
Taxifahrer etwas mit einem flüchtigen Aktivsten des 
politischen Untergrundes zu tun hatte. Dabei kannte 
Jendrian diesen überhaupt nicht, war niemals in po-
litischen Gruppen aktiv und galt politisch als desin-
teressiert. Auf seine Erschießung reagieren die rh_ 
Westberlin und die Ortsgruppe der RHeV in München 
sofort mit Flugblättern. „Günther Jendrian ermordet!“ 
erklärt die rh_ zusammen mit der Kommunistischen 

Hochschulgruppe und führt schon einen Tag später 
dazu eine Kundgebung am Kuhdamm/ Ecke Uhlandstr. 
durch. (FB v. 22.5.74). Die RHeV München beklagt 
die „Brutale Erschießung von Günther Jendrian!“ und 
fordert dazu sich an einem „Komitee zur Aufklärung 
der Ereignisse“ und an einer Demonstration zu betei-
ligen. (DOK_20) Das KGF Heidelberg erklärte in einer 
Stellungnahme unter der Überschrift „Politische Mord-
kommandos in der BRD„, dass „der politische Mord wie 
im Fall Jendrian“ schon von „vornherein eingeplant“ 
gewesen sei. Eben das gehört aus der Sicht des KGF 
„in die Vernichtungsstrategie dieses Staates gegen 
revolutionären Widerstand. Im Laufe der Hetze gegen 
die Rote Armee Fraktion (RAF) sind schon 4 Menschen 
ermordet worden: Petra Schelm, Georg von Rauch, 
Thomas Weißbecker, Ian Mcleod; politische Gefange-
ne in der BRD werden gefoltert ...“ (FB v. 27.5.74)

Mitte Juni veröffentliche die „Provisorische Zentrale 
Leitung“ der RH aus Dortmund eine Pressemitteilung zu 
dem Tod des Rentners Günter Routhier. Er war im Ver-
lauf einer Verhandlung vor dem Arbeitsgericht Duisburg 
am 5. Juni in einen Polizeieinsatz geraten und dabei, so 
die Pressemitteilung, trotz des Hinweises seines Sohnes 
das sein Vater Bluter sei „zusammengeschlagen“ wor-
den. Nach seiner Entlassung aus dem Polizeigewahrsam 
verschlechterte sich sein Gesundheitszustand, dass er 
in ein Krankenhaus eingeliefert werden musste und dort 
verstarb. (FB v. 15.6.74) Dazu mobilisierte die KPD/ML, 
ihre RH Gruppen aber auch die RHeV aus dem ganzen 
Bundesgebiet zu der Beerdigung von Routhier nach 
Duisburg. (FB v. 24.6.74) Die rh_ Hamburg erklärte 
hier unmissverständlich: „Wir werden den Polizeimord 
an Günther Routhier rächen!“ und rief noch dazu auf: 
„Vorwärts zur sozialistischen Revolution!“ (DOK_21) Der 
geplante Trauermarsch in Duisburg für Routhier, an dem 
ein paar tausend GenossInnen teilnehmen, wird jedoch 
Gegenstand eines harten Polizeieinsatzes über den ein 
Flugblatt der der RHeV und ihrer Mutterorganisation 
KPD/AO Auskunft gibt: „Schon ab 11.00 Uhr verhafteten 
die aus allen Teilen des Ruhrgebiets zusammengezoge-
nen Polizisten die Teilnehmer des Trauermarschs – die 
Erklärung aus dem Polizeilautsprecher: Dieser Trauer-
marsch ist verboten! Stunden vorher waren die Straßen 
des Ruhrgebiets mit Polizeiposten versehen worden, 
Busse aus Marburg und Kassel wurden auf der Auto-
bahn gestoppt, die Insassen mit Schnellfeuergewehren 
im Anschlag abgetastet und fotografiert.“ In dem Flug-
blatt ist die Rede von über 80 Leuten, die in Duisburg 
verhaftet werden, und das die Polizei „auf den Straßen 
des Ruhrgebiets für Stunden“ einen Bürgerkriegszu-
stand hergestellt habe. Auf die Frage nach dem „Grund 
für diesen staatlich angeordneten Terror“ erläutert die 
RHeV: „Ein Mord an einem kommunistischen Arbeiter 
soll verschwiegen werden und diejenigen, die dies mit 
ihrer Teilnahme ans Licht bringen wollten, sollten verfolgt 
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und auseinandergeprügelt werden.“ Kurz: „Was viele nur 
nur von faschistischen Regimen kennen, praktizierte die 
NRW-Polizei an diesem Tag in Duisburg.“ (FB v. 24.6.74)

Für die an die KPD/ML angelehnten RH-Gruppen 
sollte der im Zusammenhang mit einem Polizeieinsat-
zes erfolgte Tod von Günther Routhier noch lange ein 
Thema bleiben. Ende Dezember rief die Ortsgruppe der 
roten hilfe Kiel zur „Solidarität mit den kommunistischen 
Kollegen“, den Werftarbeiterinnen Hartwig Blash und 
Gesine Behm, auf. Sie waren in einen Arbeitsgerichts-
prozess verwickelt, unter anderem weil diese auf einer 
Betriebsversammlung der Lindenau-Werft am 25. Juni 
den „Polizeimord an den kommunistischen Arbeiter 
Routhier“ zum Thema gemacht hatten. (FB v. 20.12.74)

Ab dem 13. September eröffneten etwa 40 der RAF 
zugerechnete Gefangene ihren dritten Hungerstreik. 
Er erzielte von Beginn an eine weite Resonanz in allen 
Spektren der radikalen Linken. Alle Roten Hilfen und 
die Komitees gegen Folter engagieren sich hier mit 
einer Vielzahl von Flugblättern, die zu Veranstaltun-
gen, Kundgebungen und auch Besetzungen aufrufen. 
Anfang September schlägt die Ortsgruppe der RHeV 
aus Stuttgart anderen Gruppen eine sogenannte „Platt-
form“ vor, „um die gemeinsame Solidarität mit den 
Genossen der RAF zu organisieren“ (FB v. September 
74) Die Provisorische Zentrale Leitung der rh_ aus 
Dortmund erklärte sich in einem Flugblatt „Gegen Iso-
lationshaft, Terror, Folterung!“ (FB v. 13.9.74) Noch im 
Verlaufe des September finden in Frankfurt, Hamburg, 
und Stuttgart zum Hungerstreik Veranstaltungen und 
Demonstrationen statt. (FB v. 20. und 26.9.74) Ende 
Oktober besetzten AktivistInnen der KGF die Zentrale 
der deutschen Sektion von Amnesty International (AI) in 
Hamburg. In einer Erklärung begründen sie ihre Aktion 
damit, das obwohl der deutschen Sektion von AI „eine 
Fülle von Dokumenten über die Isolationsfolter an den 
politischen Gefangenen in der BRD vorliegt, obwohl AI 
soziale Isolation und sensorische Deprivation als Folter-
mittel bezeichnet, (...) schweigt Amnesty gegenüber der 
offenen Vernichtung der politischen Gefangenen durch 
Justiz und Verfolgungsbehörden.“ (FB v. 30.10.74)

Anfang November wendet sich die rh_ Hamburg 
in einem Offenen Brief unter der Überschrift: „Un-
terstützt den Hungerstreik der politischen Gefangenen 
gegen Isolationsfolter und Vernichtungshaft“ an die 
Gruppen des KB, KBW, der GRF und der RHeV. Mit der 
GRF ist die sogenannte Gruppe Rote Fahne gemeint, 
bei der es sich um die um die aus der Sicht der KPD/
ML konkurrierende KPD/AO handelt. Darin wird gel-
tend gemacht, dass man sich um „eine breite Einheit 
für eine Unterstützung des Hungerstreiks“ bemüht 
habe. Doch seien bislang zwei Einladungen lediglich 
die KPD/ML und die Komitee gegen Folter gefolgt. 

Die rh_ begründet ihr Engagement für die inhaf-
tierten RAF-Aktivistinnen damit, dass diese „gegen den 

Imperialismus, für den gewaltsamen Sturz der Ausbeuter-
ordnung gekämpft“ hätten. Dabei hätten sie sich jedoch 
„nicht auf die gewaltige Kraft der Massen, sondern 
auf die Heldentaten des Einzelnen gestützt. Deswegen 
mussten sie scheitern. Doch ihre bewaffneten Aktionen, 
die Bomben in den US-Hauptquartieren in Frankfurt und 
Heidelberg etwa, waren gerechter Ausdruck des Hasses 
und der Empörung des werktätigen Volkes gegen die Im-
perialisten.“ Auch deswegen gehöre ihnen, so folgert das 
Schreiben weiter „die Solidarität der Roten Hilfe!“ Am 
Ende des mit vielen Vorwürfen an die Adresse der ande-
ren Organisationen gespickten Offenen Briefes schlug 
die rh_ vor: „1. Gemeinsame Trupps von Genossen aller 
Organisationen gehen in die proletarischen Stadtviertel, 
machen gemeinsame Hausagitation und führen kurze 
Kundgebungen durch. 2. eine Kampfdemonstration, um 
den unmittelbaren Mordanschlag der Bourgeoisie auf 
das Leben der politischen Gefangenen durch Wasserent-
zug zurück zu schlagen.“ (FB v. November 74) Ob und 
inwiefern auf diesen von  der rh_ verteilten „Offenen 
Brief“ von den anderen angesprochenen politischen 
Gruppen reagiert worden ist, ist nicht überliefert. Über-
liefert ist aber, wie sich nach dem Bekannt werden des 
Todes an Holger Meins in der Republik die Ereignisse 
überschlagen. In einem Flugblatt der rh Tübingen unter 
der Überschrift: „Holger Meins ermordet - Prinzing ist 
der Mörder!“ wird das von Rechtsanwalt Siegfried Haag 
am 9. November telefonisch durchgegebene Schreiben 
an den Vorsitzenden Richter des 2. Strafsenats des OLG 
Stuttgart Theodor Prinzing dokumentiert: „Ich habe 
heute, Samstag, den 9.11.1974, den Gefangenen Holger 
Meins in der Justizvollzugsanstalt Wittlich besucht. Seit 
dem 13.9.1974 befindet sich Holger Meins mit 35 weite-
ren Gefangenen im Hungerstreik (...) gegen die Vernich-
tungshaft, die zum Ziel hat die revolutionäre Identität der 
Gefangenen zu zerstören. (...) Holger Meins wiegt weniger 
als 42 Kilogramm, er kann nicht mehr gehen, kann kaum 
noch sprechen. Er stirbt. In höchstens zwei Tagen wird er 
tot sein. Sie sind für seinen Tod verantwortlich, denn die 
Bedingungen der Haft bestimmen Sie. (...) Sie wissen seit 
Beginn des Hungerstreiks, dass dieser enden wird, wenn 
die Isolation und Sonderbehandlung aufgehoben wird. 
Sie kennen also ihre Verantwortlichkeit. Lassen Sie sofort 
einen der im Schriftsatz der Verteidigung vom 6.10.1974 
benannten Ärzte des Vertrauens zu.“ (FB v. 11.11.74) 

Nach dem Bekannt werden des Todes von Meins 
breitete sich durch alle Fraktionen der außer-institutio-
nellen Linken eine enorme Empörungswelle aus. In ca. 
50 Städten fanden Demonstrationen statt, an denen 
wie in Frankfurt und West-Berlin bis zu 5.000 Leute 
teilnahmen. Von dem zu dieser Zeit als Kripochef im 
Polizeipräsidium Gießen tätigen Dieter Schenk wird 
in einem Buch zur Vita des BKA Chefs Horst Herold 
1998 eine „ungeheure Breitenwirkung dieses Todes, 
besonders in der Jugend und in studentischen Krei-
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sen“ erinnert. Seiner Einschätzung nach hatten an 
den „massenhaften Protesten (…) so viele wie niemals 
früher oder später im Zusammenhang mit der RAF“ 
teilgenommen, der „solidarisierende Effekt“ sei gar 
mit den Reaktionen auf den Tod von Benno Ohnesorg 
vergleichbar gewesen. In vielen auch von den Roten 
Hilfen verteilten Flugblättern wurde in verschiede-
nen Varianten der Tod von Meins, so die rh_ Dort-
mund, als „Mord!“ gebrandmarkt (FB v. 10.11.74);

Und weitere Gruppen der Roten Hilfe schrieben: 
RHeV OG Dortmund, „Holger Meins im Gefängnis 
ermordet“ (FB v. 10.11.74); RHeV OG Wedding, „Die 
Mörder von Holger Meins sind auch Eure Feinde!“ (FB 
v. 11.11.74); RH OK Stuttgart, KPD, „Mord an Holger 
Meins“ (FB v. 11.11.74); rh_ West-Berlin, „Justizmord 
an Holger Meins“ (FB v. 11.11.74); rh Tübingen, „Ge-
nosse Holger Meins ermordet – Nieder mit den Mördern 
von Holger Meins“ (FB v. 13.11.74); RH Hamburg, KPD/
ML, „Zu Tode gefoltert“ (FB v. 11.11.74); Schwarze Hilfe 
Hamburg / KGF, Schwarzkreuz Hamburg, „Der Gefan-
gene Guerilla Holger Meins wurde im Kampf ermordet“ 
(FB v. 11.11.74); RHeV Hamburg, „Holger Meins im 
Gefängnis ermordet“ (FB v. 11.11.74); RHeV West-
Berlin, KPD/AO, „Holger Meins von der Klassenjustiz 
ermordet“ (FB v. 12.11.74); Rote Hilfe Schwarzkreuz, 
RHeV, KBW, Arbeiterkampf (Köln), „Holger Meins ist 
tot“ (FB v. 13.11.74); RH Bochum, „Holger Meins im 
Knast ermordet“ (FB v. 13.11.74); RHeV OG Köln, KPD/
AO, „Holger Meins von der Klassenjustiz ermordet“ (FB 
v. 13.11.74); Rote Hilfe, KBW-Sympathisantengruppe 
Bonn, „Justizmord an Holger Meins“ (FB v. 13.11.74); 
rote hilfe Provisorische Zentrale Leitung Dortmund, 
„MORD!“ (DOK_22); rote hilfe_ OG Kiel, „Holger 
Meins im Gefängnis zu Tode gefoltert!“ (FB v. 16.11.74)

Spätestens am 10. November 1974 hat es in Frank-
furt von den Gruppen Revolutionärer Kampf (RK), dem 
Häuserrat, dem KGF, der rh_ und der Sozialistischen 
Hochschulinitiative ein gemeinsames, hastig produ-
ziertes Flugblatt mit der Überschrift „Holger Meins zu 
Tode gefoltert“ gegeben. Zur RAF schreiben sie, dass sie 
„eine politische Gruppe“ (ist), die zum Ziel hatte, gegen 
die Unterdrückung und Ausbeutung mit der Waffe in der 
Hand zu kämpfen. In einer Zeit, wo in Vietnam, Südame-
rika und Südafrika Millionen von Menschen gegen Groß-
grundbesitzer, Fabrikbesitzer und ihre Armeen kämpfen, 
haben sie den Entschluss gefasst, die Herrschenden in 
der BRD zur Rechenschaft zu ziehen und sich in diesen 
Kampf gegen den Imperialismus einzuordnen.“ Durch 
den Tod von Holger Meins „waren wir alle wie gelähmt“, 
man habe es einfach „nicht wahr haben wollen.“ Auch 
wenn die unterzeichnenden Gruppen erklären „nicht die 
RAF“ zu sein, und man versuche „eine andere Politik zu 
machen“, die RAF sei „augenblicklich der Teil der Lin-
ken, der von der Repression vernichtet werden soll. Dies 
müssen wir verhindern.“ Mit diesem Flugblatt wurde zu 

einer ganzen Reihe von Manifestationen in den Tagen 
danach aufgerufen, unter anderem zu einem Teach-In 
am 11. November in den legendären Hörsaal VI in der 
Frankfurter Universität. Und siehe da, das Flugblatt 
erzielte eine ungeahnte Wirkung und es lockte fast alle 
aus der linksradikalen Szenerie der Stadt an, die den 
Saal mit fast 2.000 Leuten überfüllten. Ein Bericht der 
Frankfurter Allgemeinen vermerkte zu dem Inhalt des 
Flugblattes, dass es auf einen Konkurrenzkampf „unter 
den linken Gruppen“ hin deute, wer „am entschiedens-
ten die Sache der Revolution in der Bundesrepublik 
vorantreibt.“ Es zeige „aber auch, in welch hohem Maße 
die Aktionen der Baader-Meinhof-Bande zum Symbol für 
die Bewegung geworden sind, innerhalb derer man seinen 
Platz sucht.“ (FAZ v. 14.11.74) (DOK_23) In diesem 
Flugblatt wurde auch für Mittwoch, den 13. November 
auf der Frankfurter Zeil zu einer Demonstration aller 
linksradikalen Gruppen mobilisiert. in einem Flugblatt 
schrieb die OG Frankfurt der RHeV „Holger Meins wurde 
ermordet“ und wendete sich an die „Kollegen“ aus der 
Arbeiterklasse mit den Worten: „Kollege, lass dir nicht 
weismachen, daß die Bourgeoisie gegen Kriminelle rüstet, 
daß Polizeimanöver, Isolationshaft, Schauprozesse mit 
Terrorurteilen deinem Schutz dienen sollen.“ Und dabei 
verwies die RHeV auf den „kommunistischen Arbeiter 
Günter Routhier“ der von der Polizei in Duisburg „im 
Gerichtsaal erschlagen“ worden sei, weil er gegen „die 
Bestätigung einer Kündigung durch das Arbeitsgericht“ 
protestiert habe (FB v. 13.11.74) Die Demonstration wur-
de zunächst von der Stadt verboten. Sie fand dann aber 
unter der Losung „Justizmord an Holger Meins“ trotzdem 
mit mehreren tausend Leuten statt. (FR v. 15.11.74)

In Hamburg mobilisierten derweil neben der KPD/
AO und der KPD/ML auch die Ortsgruppe der RHeV, die 
KGF aus Berlin, Bremen, Hamburg, Freiburg, Osnabrück, 
Münster, Frankfurt, Heidelberg, und die Provisorische 
Zentrale Leitung der roten hilfe aus Dortmund zu der 
Teilnahme an der Beerdigung von Meins auf dem Fried-
hof Stellingen mit einer anschließender Demonstration 
in die Stadt. Die Provisorische Zentrale Leitung forder-
te dazu auf: „Gebt dem Ermordeten Holger Meins das 
letzte Geleit.“ (FB v. 18.11.74) Die KGF erklärten zum 
Begräbnis: „Der Mord an dem Revolutionär Holger Meins 
kann den Befreiungskampf gegen den Imperialismus 
nicht aufhalten.“ (FB v. am 18.11.74) Ein paar tausend 
Leute beteiligten sich sowohl an der Beerdigung für 
Holger Meins als auch an der anschließenden Demons-
tration. Rudi Dutschke reckte an dem Grab für den ihn 
noch aus der Studentenrevolte im West-Berlin der Jahre 
1967/68 bekannten Genossen die rechte Faust in die 
Höhe und rief aus: „Holger, der Kampf geht weiter!“

Auch für die Sicherheitsbehörden ging der Kampf 
gegen die radikale Linke in Westdeutschland und 
damit auch gegen die Roten Hilfen weiter. Eine un-
mittelbar nach den breiten Protesten gegen den Tod 
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von Holger Meins einberufene Innenministerkonferenz 
beschloss eine bundesweite Fahndungsaktion unter 
der Bezeichnung „Aktion Winterreise“, die auch die 
autonomen rh_ Gruppen betraf. Am 26. November 
errichtete die Polizei im ganzen Land Straßensperren 
und durchsuchte etwa 100 Anwaltskanzleien, Büros, 
Druckereien und Wohngemeinschaften. Gegen 14 der 
28 vorläufig festgenommenen Personen wurde Haftbe-
fehl erlassen. Unmittelbar erstellte Protestflugblätter 
zu dieser umfassenden Staatsschutzaktion sind nicht 
überliefert, auch nicht von den anderen beiden Roten 
Hilfen maoistischer Provenienz, die nicht von dieser 
Durchsuchungswelle betroffen waren.  So mussten 
Rechtsanwälte, Freunde und Bekannte der Beschuldig-
ten die Solidaritätsarbeit für das erste übernehmen. 

In einer noch 1974 vom Bundesministerium des 
Innern publizierten „Dokumentation über Aktivitäten an-
archistischer Gewalttäter in der Bundesrepublik Deutsch-
land“ wurde die Rote Hilfe in ein von mutmaßlichen 
„Führungsmitgliedern“ der RAF entworfenes „System 

der Arbeitsteilung“ eingeordnet. Hier mutmaßten die 
Sicherheitsbehörden, dass die „Aufgabe der in Freiheit 
befindlichen Anarchisten, Unterstützer und Sympathi-
santen“ für die RAF in dem „Vollzug legaler und illegaler 
Aktivitäten“ bestehe. Neben den  rh_ Gruppen wur-
den dabei auch die Komitees gegen Folter benannt. 

Auch in Frankfurt war es zu einer Vielzahl von 
Hausdurchsuchungen und Festnahmen gekommen. 
Eva Michel von der rh_ und die Universitätsdozen-
tin Brigitte Heinrich wurden unter dem Verdacht der 
Unterstützung einer kriminellen Vereinigung inhaftiert. 
In der Folge hörte die rh_ auf, in dieser Stadt zu 
existieren. In der Stadt kümmerte sich der von So-
zialistischen Hochschulinitiative gestellte ASTA und 
das „Initiativkomitee Freiheit für Brigitte Heinrich“ 
um die Inhaftierten. Michel und Heinrich wurden erst 
Monate später aus der Untersuchungshaft entlassen. 
Die gegen sie hier eröffneten jahrelang betriebenen 
Ermittlungsverfahren führten zu keiner Verurteilung.
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Plakat zur Wiedergründungsveranstaltung der RHD im Frühjahr 1975
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1975
Für das Jahr 1975 lassen sich über 130 Flug-

blätter der unterschiedlichen Roten Hilfen nach-
weisen. Die Darstellung endet hier aber mit dem 
Aufruf zur Gründungsveranstaltung der Roten Hilfe 
Deutschland in einem Lokal in Hamburg-Wilhelms-
burg Ende März 1975. In den ersten drei Mona-
ten wurden 25 Flugblätter in Umlauf gebracht.

Gewissermaßen im Nachklang zu dem Hunger-
streik im November 1974, bei dem Holger Meins zu 
Tode kam, riefen die Komitees gegen Folter (KGF) 
Mitte Januar unter der Überschrift „Hungerstreik ist 
Kampf gegen Vernichtungshaft“ noch einmal zu ei-
nem Teach-In im Audi-Max der Uni Hamburg auf. 
(FB v. 10.1.75) Wenig später verteilt ein anderes 
KGF in Mannheim ein Flugblatt, in dem proklamiert 
wird: „Der Hungerstreik geht so lange, bis die Ver-
nichtungshaft aufgehoben ist!“ (FB v. 18.1.1975)

Am gleichen Tag macht die RHeV Westberlin darauf 
aufmerksam, dass der SPD-Senat „über 375 Gefangene 
in Tegel Isolierhaft!“ verhängte, und mobilisierte zu einer 
Kundgebung direkt vor dem Knast in Tegel. Auf dieser 
Kundgebung wurde der RH-Aktivist Dieter Kunzelmann 
von der Polizei zusammenschlagen. (FB v. 18.1.1975)

Unter der Parole „Freiheit für Hanns Marzini!“ mobili-
siert die RHeV in Dortmund zu einer Veranstaltung in der 
Gaststätte Concordia am Borsigplatz. Der Antifaschist 
Marzini und vier weitere Genossen waren vor dem Land-
gericht in München wegen Protestes gegen eine Zusam-
menrottung der NPD angeklagt worden. (FB v. 24.1.75) 
Diese Veranstaltung steht im Zusammenhang mit einer 
überregionalen, ebenfalls von der RHeV zusammen mit 
dem Spektrum der Unterorganisationen der KPD/AO 
geplanten Solidaritätsdemonstration, die am folgenden 
Tag am Maria-Hilf-Platz in München für die sofortige 
Freilassung von Marzini starten soll. (FB v. 25.1.75)

Ohne vorherigen Hinweis für neugierige Dritte gibt 
die von der KPD/ML eingerichtete Zentrale Leitung der 
RHD einen Tag später mit einem in Dortmund verbrei-
teten Flugblatt bekannt, dass nunmehr die Rote Hilfe 
Deutschlands gegründet worden sei. Unter dem aus dem 
Solidaritätslied von Bertolt Brecht entlehnten Refrain: 
„Vorwärts und nicht vergessen, worin unsere Stärke 
besteht, beim Hungern und beim Essen die Solidarität“ 
hätten 50 Delegierte aus 25 RH-Gruppen auf diesem 
Kongreß „die vorgelegten Dokumente“ beraten und 
Programm und Statut einstimmig angenommen. Ge-
meinsam sei die „Entschlossenheit“ bekundet worden, 
„die Tradition der ruhmreichen RHD fortzuführen.“ (FB 
v. 26.1.75) Zu der intern abgehaltenen Gründungs-
veranstaltung der RHD wurde ein paar Wochen später 
doch noch für fremde Dritte Öffentlichkeit hergestellt. 
Die von der KPD/AO herausgegebene Rote Fahne trat 
mit dem Beitrag: „Aust-Gruppe gründet Spalter-Rote-
Hilfe  am Schreibtisch“ auf den Plan und forderte 
gleich zum „Kampf dem Links-Opportunismus“ auf. 

(RF v. 12.2.75) Ein paar Tage später machte der Rote 
Morgen  mit der Schlagzeile „Gründung der Roten 
Hilfe Deutschlands“ auf, die seitens der KPD/ML als 
„erfolgreich“ begrüsst worden war. (RM v. 15.2.75)

Anfang Februar fordert die RHeV Westberlin die 
„sofortige Freilassung des Wahlkandidaten Dieter 
Kunzelmann“, der zu den anstehenden Abgeordneten-
hauswahlen für die KPD/AO im Knast kandidierte. Sie 
verknüpft das mit der bereits in einem RHeV-Flugblatt 
von Mitte Oktober 1974 erhobenen Forderung, den hier 
als „Menschenschinder“ bezeichneten Tegeler Gefäng-
nisarzt Dr. Bortz zu feuern. (FB v. Februar 75) Mitte 
Februar muss die RHeV in West-Berlin, auch noch die 
„Freiheit für Herbert Marks!“ fordern, der im Zusam-
menhang mit dem Kampf für eine medizinische Klinik 
in Kreuzberg wegen „schweren Landfriedensbruch[s]“ 
verhaftet worden war. (FB v. 13.2.75)

Ende Februar erinnert die rh_ Westberlin in einem 
Flugblatt mit der Überschrift: „Muss man sich erst er-
hängen, damit sich etwas ändert?“ an das Schicksal der 
seit über fünf Jahren andauernden U-Haft von Jürgen 
Bäcker und Eric Grusdat, die 1970/71 im Zusammen-
hang mit Aktivitäten der RAF inhaftiert worden waren. 
Die rh_ weist hier darauf hin, dass die Verhängung von 
U-Haft maximal 6 Monate betragen darf. Eine Regel, 
die in den 1970er Jahren gegenüber mutmaßlichen 
Mitgliedern und Unterstützer*innen linker seitens der 
Justiz als „terroristisch“ angesehener Vereinigungen 
in jeder Weise missachtet wurde. (FB v. Februar 75)

Fast zeitgleich erscheint ein Flugblatt der RHeV 
West-Berlin, das sich zunächst „Gegen Hetze und Terror 
der bürgerlichen Parteien“ ausspricht, um dann zur 
„Klassensolidarität“ in der Weise aufzufordern, dass 
man bei der Berliner Abgeordnetenhauswahl Anfang 
März dazu aufforderte, die „Liste 5“ anzustreichen, 
kurz: Erstmalig in der Geschichte der Roten Hilfen rief 
die RHeV zur Wahl einer Partei, sprich ihrer Mutteror-
ganisation, der KPD/AO, auf. Slogan hier: „Stärkt die 
Klassensolidarität! Schafft Rote Hilfe! Wählt KPD Liste 
5“. Im Ergebnis sollten sich dann knapp über 10.000 
Wähler*innen von den hier vorgetragenen Rote-Hilfe-
Argumenten überzeugen lassen. (FB v. Februar 75) 

Etwas ernster stellte sich dann die Situation für 
Linksradikale unmittelbar nach der Freilassung des von 
der Bewegung 2. Juni für ein paar Tage entführten CDU-
Spitzenkandidaten Peter Lorenz dar. Am 5. März 1975 
startete die Westberliner Polizei die größte Fahndungs-
aktion der Nachkriegszeit. Daran waren 4.000 Polizisten, 
darunter 300 aus dem Bundesgebiet  260 von BKA und 
die Militärpolizei der Alliierten beteiligt. Eine Vielzahl 
von Wohngemeinschaften wurden umgangssprachlich 
formuliert „auf den Kopf“ gestellt, oder präziser formu-
liert: verwüstet. Die rh_ reagierte hierauf mit einem 
Flugblatt über „verhaltensregeln bei hausdurchsuchun-
gen, festnahmen und observation.“ (FB v. März 75)

Kollegen, was bedeutet die Gründung der RHD 
für uns, für jeden einzelnen Werktätigen?
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Mitte März schlossen sich die RHeV, die frisch 
gegründete RHD, die KPD/ML, die Liga gegen den 
Imperialismus und das Komitee zur Unterstützung 
des revolutionären Generalstreiks in Spanien zu 
einer gemeinsamen Demonstration für die „Frei-
heit für verhafteten Antifaschisten in Spanien!“ ab 
dem Kottbusser Tor zusammen. (FB v. 15.3.75)

Eine Woche später rief die Rote Hilfe Deutsch-
lands der OG Kiel unter der überschwänglichen 
Überschrift „Es lebe der Gründung der Roten Hilfe 
Deutschlands“ mit einem Flugblatt dazu auf, sich 
zu einer Groß-Veranstaltung am 22. März um 17.00 
Uhr in Hamburg-Wilhelmsburg in „Stübens Gesell-
schaftsraum“ am Vogelhüttendeich einzufinden. 

Unter Verweis auf die bereits am 26. Januar 
1975 durch „Arbeiter, Angestellte, Bauern, Haus-
frauen, Rentner, Studenten und Schüler“ erfolg-
te Gründung warf der Flugblatttext die Frage auf: 
„Kollegen, was bedeutet die Gründung der RHD für 
uns, für jeden einzelnen Werktätigen?“ (DOK_24)

Eben das bekam auch die andere konkurrierende 
Ortsgruppe der RHeV Hamburg mit, die dazu an die 
Teilnehmer*innen der RHD-Gründungsfeier einen viersei-
tigen offenen Brief verfasste. Hier wurde nicht mit Kritik 
gespart. Die Gründung in Dortmund sei doch vor zwei 
Monaten „in aller Heimlichkeit“ erfolgt. Einerseits sei 
von der KPD/ML zuvor „der Aufbau einer Roten Hilfe von 
unten“ propagiert worden. Doch „in der Praxis“ habe das 
dann so ausgesehen, „daß die KPD/ML in die vorhande-
nen spontaneistischen und kleinbürgerlichen Rote Hilfe 
Gruppen ging, um die Rote Hilfe von ‚unten‘ aufzubau-
en.“ Dabei sei doch „von Anfang an klar“ gewesen, daß 
diese Gruppen „die Führung der Arbeiterklasse leugne-
ten“ und die RH als reine Hilfsorganisation „zur Unter-
stützung von kleinbürgerlichen Anarchisten“ betrachte-
ten. Die Gründung der RHD wurde von der RHeV allem 
„‚links‘radikalem Wortgeklingel zum Trotz“ als ein „seit 
über ein Jahr geplantes Spaltungsprojekt der KPD/ML“ 
und als ein „Angriff auf revolutionäre Klassensolidarität“ 
bezeichnet. Sie sei ein „Ausdruck des Zurückweichens 
vor den aktuellen Aufgaben, die der Klassenkampf heute 
einer revolutionären Solidaritätsorganisation stellt“. In 
der Folge des Schreibens wurde dann noch eine detail-
lierte Kritik an dem bereits verabschiedeten Programm 
und Statut der RHD mit dem Angebot formuliert, 
„praktisch zusammenzuarbeiten“ und die „ideologi-
sche Auseinandersetzung“ zu führen. (FB v. 22.3.75) 

Vermutlich wird dieses direkt vor Ort verteilte 
kritische RHeV-Flugblatt die im großen Saal von „Stü-
bens Gesellschaftsräumen“ anwesenden paar hundert 
Teilnehmer*innen nicht zu sehr irritiert haben. So hörten 
sie zur feierlichen Gründung der RHD die Ansprachen 
sowohl des KPD/ML-Vorsitzenden Ernst Aust als auch 

die von Bernd Reisser als Mitglied der Zentralen Leitung 
der RHD. Letzterer war in einem Münchener Prozess 
wegen der Vorfälle am sogenannten Roten Anti-Kriegs-
Tag im September 1972 zu 12 Monaten Gefängnis 
verurteilt worden. Aust führte in seinem Referat aus, 
dass die „Organisation aus dem ‚Kampf zweier Linien‘“ 
entstanden sei. Anstatt mit der Forderung „Freiheit 
für alle Gefangenen“ als eine Art „Knastologenhilfsor-
ganisation“ zu agieren, bestehe die Aufgabe der RH 
nunmehr darin, einem verfolgten Arbeiter „die Gewiss-
heit (zu) geben (...), daß hinter ihm eine Organisation 
steht, die dafür sorgt, daß wenn er im Kampf verfolgt 
wird, durch die Solidarität der Tausenden die Existenz 
seiner Familie gesichert ist.“ (Roter Morgen v. 29.3.75)

Am gleichen Tag der Feier zur Gründung der RHD 
am Vogelhüttendeich fand in Mainz eine sowohl von 
der OG Frankfurt der RHeV wie auch von der rh_ 
Wiesbaden unterstützte Demonstration für die „Frei-
heit für Brigitte Heinrich“ statt. Heinrich war im 
Zusammenhang mit der Aktion „Winterreise“ neben 
dreizehn anderen AktivistInnen inhaftiert worden. 
Aus der Sicht der RHeV Frankfurt diente die „Einker-
kerung“ der „bekannten Antiimperialistin, die in zig 
Veröffentlichungen für den Kampf der unterdrückten 
Völker gegen den Imperialismus eingetreten ist und 
die Zusammenarbeit und Unterstützung faschistischer 
Regimes durch die SPD/FDP-Regierung aufgedeckt und 
angeprangert hat“, dem Ziel, diese mundtot zu machen.

Die rh_ Wiesbaden hob in ihrem Flugblatt unter 
Verweis auf eine Presseerklärung ihrer Rechtsanwälte 
darauf ab, dass der Genossin Heinrich ein krimineller 
Vorwurf daraus gemacht werde, dass „sie Anarchisten 
kannte und mit ihnen diskutierte.“ (FB v. 22.3.75)

Das staatliche Repressionsgeschehen setz-
te sich auch nach dem März 1975 weiter fort.

Am 4. Mai erlag Siegfried Hausner der zu dem 
Kommando der RAF gehörte, das im Februar die deut-
sche Botschaft in Stockholm besetzt hatte, in der JVA 
Stuttgart-Stammheim seinen  schweren  Verletzungen. 
Knapp drei Wochen später, am 21. Mai, wurde gegen 
Andreas Baader, Gudrun Ensslin, Jan Carl Raspe und 
Ulrike Meinhof als Mitglieder der RAF der Strafprozess 
vor dem OLG Stuttgart eröffnet. Im Juni wurde Rechts-
anwalt Christian Ströbele auf einem Gerichtstermin in 
Moabit abgegriffen und unter dem Vorwurf der Unter-
stützung einer terroristischen Vereinigung inhaftiert.  
Am Ende des gleichen Monates  starb Katharina Ham-
merschmidt an den Folgen ihrer in Haft monatelang 
nicht behandelten Tumorerkrankung. Und so weiter 
und sofort.  Zu allen diesen Ereignissen gab es für die 
Roten Hilfen exzellente Gründe in Form von weiteren 
Flugblättern dagegen die Stimme zu erheben. Auch das 
soll einer späteren Darstellung vorbehalten bleiben.
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• RH = Rote Hilfe. So bezeichneten sich in 
der ersten Hälfte der 1970er Jahre drei 
Gruppen aus der radikalen Linken.

• RHK = Rote Hilfe Komitee. Das RHK ging aus den 
Streitigkeiten hervor, die es in der linksradikalen 
Szenerie in West-Berlin in der zweiten Jahreshälf-
te 1970 um den Aufbau einer RH gab. Das RHK 
rechnete sich der KPD/AO zu. Unter der presse-
rechtlichen Verantwortung von Rechtsanwalt Henner 
Kraetsch gab diese Gruppe in West-Berlin formell 
Anfang Januar 1971 ihre Gründung bekannt.

• RHeV = Rote Hilfe eingetragener Verein. Diese 
RH ging aus dem RHK hervor und gründete sich 
nach dem FORD-Streik in Köln im August 1973. 
Sie gab ab Oktober 1973 unter der presserecht-
lichen Verantwortung von Hartmut Schmidt eine 
eigene Zeitung heraus und nahm in einer Reihe 
von westdeutschen Städten und West-Berlin die 
Arbeit auf. Sie löste sich im Februar 1979 auf.

• rh_ = rote hilfe stern. Die rh_ West-Berlin ent-
stand sowohl durch Streitigkeiten mit der KPD/AO, 
als auch durch Diskussionen mit der Gruppe PL/PI. 
An den Diskussionen waren unter anderem Renate 
Fink, Thorwald Proll, Klaus Hartung und Martin 
Schmidt beteiligt. Nachdem die rh_ im Verlaufe 
des Jahres 1971 eine Reihe von Flugblättern erstellt 
und in Diskussionsbeiträgen in der Zeitung Hoch-
schulkampf auf sich aufmerksam gemacht hatte, 
publizierte sie ab Anfang Februar 1972 unter diesem 
Namen eine Zeitung, zunächst nur in West-Berlin. Ab 
September 1972 schloss sich die rh_ West-Berlin 
mit gleichnamigen Gruppen aus Hamburg, Frankfurt 
und München zu einem gemeinsamen Zeitungspro-
jekt zusammen. Anfang der 1980er Jahre ist bis auf 
München keine der rh_ Gruppen mehr präsent.

• RHD = Rote Hilfe Deutschland. Die KPD/ML hatte 
ursprünglich geplant, die RHD im Oktober 1974 aus 
Anlass des 50. Jahrestages der Gründung der RHD 
in der Weimarer Republik erneut zu gründen. Dieser 
Termin konnte nicht realisiert werden aufgrund des 
Engagements der Partei und ihrer RH-Gruppen bei 
der Unterstützung des zweiten RAF-Hungerstreiks 
in den Monaten September bis November 1974. Die 
Gründung der RHD durch die KPD/ML fand dann im 
Januar 1975 in Dortmund statt. Ende März 1975 
wurde die RHD in dem Hamburg-Wilhelmsburger 

Arbeiterlokal „Stübens Gesellschaftsräume“ feierlich 
durch Reden von Ernst Aust und Bernd Reisser der 
Weltöffentlichkeit vorgestellt. Die RHD transformierte 
sich im Frühjahr 1986 zur heute bestehenden RHeV.

• KPD/AO = Kommunistische Partei Deutschland 
– Aufbauorganisation. Diese Partei ging aus den 
Diskussionen auf der von der Bewegungszeitschrift 
Rote Presse Korrespondenz in West-Berlin An-
fang Dezember 1969 durchgeführten sogenannten 
Arbeitskonferenz hervor, an der sich Vertreter*innen 
von 60 Gruppen beteiligen. In dem dort u. a. von 
Christian Semler, Jürgen Horlemann und Klaus 
Hartung vorgestellten Papier zu der ersten „Etappe 
im Aufbau einer Kommunistischen Partei“ werden 
auch konzeptionelle Überlegungen zur Roten Hilfe 
diskutiert. Die Partei wird Mitte März 1970 aus der 
Taufe gehoben und löste sich im März 1980 auf.

• KPD/ML = Kommunistische Partei Deutschland – 
Marxisten-Leninisten. Diese Partei wurde Ende 1968 
in Hamburg gegründet. Daran war auch der seit den 
frühen 1950er Jahren in der moskau-orientierten 
KPD aktive Ernst Aust beteiligt. Die Zentrale der 
Partei lag in Dortmund. Sie löste sich im Oktober 
1986 in die Vereinigte Sozialistische Partei auf. 

• PL/PI = Proletarische Linke/ Partei-Initiative. Diese 
Gruppe ging im Sommer des Jahres 1970 aus den 
Richtungsstreitigkeiten der linksradikalen Szenerie 
in West-Berlin hervor. An ihr waren unter anderen 
der letzte Bundesvorsitzende des SDS Udo Knapp 
und der Student der Politischen Wissenschaften 
Götz Aly beteiligt. Die PL/PI gab ab Januar 1971 
unter anderem die Zeitung Hochschulkampf her-
aus, in der sich eine Reihe von programmatischen 
Beiträgen der rh_ finden. Nach Mai 1972 sind 
keine weiteren Äußerungen der PL/PI mehr belegt. 

• IKAH = Initiativkomitee Arbeiterhilfe Hamburg. 
Diese Gruppe ging aus dem im Februar 1972 in 
das politische Leben tretende sogenannte Initiativ-
komitee Rote Hilfe hervor. Nach intensiven Strei-
tigkeiten in der weiteren Herausbildung der rh_ 
zwischen Befürworter*innen und Kritiker*innen 
der RAF im Juni 1972 gründen Mitglieder des 
Kommunistischen Bundes Ende Juli 1972 das 
IKAH Hamburg. Bis Juni 1976 sind eigenständige 
Publikationen dieser Gruppierung nachweisbar.

Kleines Glossar
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S. 42, DOK_1: Komitee für Genossenschutz, 
Schütz: „In Springer-Zeitungen wird nicht ver-
fälscht!“ Hände weg von Mahler - Springer vor 
ein Volksgericht! (5. Flugblatt Februar 1970)

S. 43, DOK_2: Rote Hilfe Sekretariat, Genos-
sen macht ernst mit der Parole „Dem Volke die-
nen“ / Helft mit beim Aufbau der Roten Hilfe 
(West-Berlin vom 29. April 1970) (Abschrift)

S. 44, 45, DOK_3: rh_ Westberlin, Kampf 
dem Justizterror! Verhindert die Verschleppung 
der Genossen aus Berlin! / Erhöhte Wachsam-
keit in den nächsten Wochen (Mitte Mai 1971)

S. 46, 47, DOK_4: RHK Westberlin, Der Prozess 
gegen Mahler, Schubert und Goergens zeigt wie um-
fassend der Angriff der herrschenden Klasse auf 
die demokratischen Rechte des Volkes ist (Aufruf 
Teach-In am 21. Mai 1971 im Fachbereich Jura)

S. 48, 49, DOK_5: rh_ Westberlin, Hoch-
schulkampf / Kampfrat der Roten Zellen / Re-
publikanischer Club,  Mord an Georg v. Rauch  
(Aufruf Demonstration am 6.12.1971)

S. 50, 51, DOK_6: Initiativkomitee RH Hamburg, 
Solidarität mit Peter Brückner mit Jürgen Sei-
fert (Teach-In am 3. Februar 1972 an der Uni)

S. 52, DOK_7: rh_ Westberlin, Mord am Berliner Anar-
chist war lange geplant! / Von Polizei erschossen. Kom-
plizin verhaftet (Teach-In am 13. 3. 1972 im Audimax)

S. 53, 54, DOK_8: rh_ Frankfurt, Rat der besetzten 
Häuser, Der Wohnungskampf hat begonnen (Aufruf für 
ein öffentliches Tribunal über Spekulanten, Hausbesitzer 
und ähnliches Gesindel am 14. April 1972) (Abschrift)

S. 55, 56, DOK_9: rh_ Frankfurt Die Waffe der 
Kritik und die Kritik der Waffen (18. Mai 1972)

S. 57, 58, DOK_10: Initiativgruppe Arbeiter-
hilfe Hamburg (IKAH) Aufruf zur Gründung ei-
ner Arbeiterhilfe (IKAH) (20. Juni 1972) 

S. 59, 60, DOK_11: rh_ Hannover, SOLIDARITÄT 
mit allen politischen Gefangenen (Zum den Aussagen 
von Fritz Rodewald, der Ulrike Meinhof an die Polizei 
auslieferte und Aufruf zur solidarischen Auseinanderset-
zung mit der Politik der RAF) Hannover 21. Juni 1972 

S. 61, 62, DOK_12: rh_ Westberlin, Die Neue 
Linke als gesellschaftlicher Machtfaktor in der 
BRD? (Reflexion über die Stärke der Linken und die 
Schaffung einer Volksfront) (14 /15. Juli 1972)

S. 63, 64, DOK_13: rh_ Hamburg / Frankfurt / 
Westberlin / München, Freiheit für die politischen 
Gefangenen (Zu den bevorstehenden Prozessen ge-
gen die Rote Armee Fraktion (RAF) und dem So-
zialistischen Patientenkollektivs (SPK) Frankfurt/ 
Berlin /München / Hamburg Dezember 1972

S. 65, 66, DOK_14: rh_ Bochum, Ulrike Mein-
hof soll im Knast verrückt gemacht werden (Kund-
gebung am 4. August 1973 in Bochum)

S. 67, 68, DOK_15:  rh_ Frankfurt, Lie-
be Sindlinger (Aufruf an die Bevölkerung im 
Stadtteil zum Prozessauftakt gegen Astrid 
Proll und Marianne Herzog August 1973)

S. 69, 70, DOK_16: rh_ Frankfurt, Neues vom So-
zialstaat / Schauprozesse in Frankfurt (Zum Auftakt 
des Prozesses gegen Astrid Proll und Marianne Her-
zog / Demonstration am 28.9.1973 in Frankfurt)

S. 71, 72, DOK_17: RHeV, Solidarität mit Baha Tar-
gün und allen anderen entlassenen Ford-Arbeitern 
(Veranstaltung in West-Berlin am 17. Oktober 1973)

S. 73, 74, DOK_18: RHeV / KPD / KJV / KSV / KPD/
ML / Liga gegen den Imperialismus, Versuchter 
Mord der Klassenjustiz an K. Hammerschmidt! / 
Wir fordern Bestrafung aller Verantwortlichen (Auf-
ruf Demonstration am 23.2.1974 in West-Berlin) 

S. 75, 76, DOK_19: KGF Stuttgart, Stuttgarter Nach-
richten betreiben neue BM-Hysterie / Nicht das Volk 
hat Angst vor der RAF, sondern die westdeutschen 
Imperialisten und ihre Politiker (März 1974)

S. 77, 78, DOK_20: RHeV München, Brutale Erschie-
ßung von Günther Jendrian! (Aufruf zur Beteiligung an 
einem Komitee zur Aufklärung der Ereignisse am 23. 
Mai und zu einer Demonstration am 24. Mai 1974)

S. 79, 80, DOK_21: rh_ Hamburg, Polizeimord 
am Duisburger Arbeiter Günter Routhier! (Be-
erdigung in Duisburg am 24.6.1974)

Anhang: Dokumentation von RH-Flugblättern
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S. 81, 82, DOK_22: rh_ Dortmund, Mord! / 
Kein Zweifel: Holger Meins ist an den Folgen von 
Zwangsernährung und Isolationshaftfolter gestor-
ben! (Veranstaltung in Kiel am 16.11.1974)

S. 83, 84, DOK_23: rh_ Frankfurt, Häuserrat, Revo-
lutionärer Kampf, Sozialistische Hochschulinitiative /
SF, Komitee gegen Folter, Holger Meins zu Tode gefoltert 
/ Aufhebung der Isolationshaft / Gleichstellung mit den 

anderen Gefangenen (Aufruf Teach-In am 11. November 
1974 und Demonstration am 13.11.1974 in Frankfurt)

S. 85, 86, DOK_24: rote hilfe_Deutschlands OG 
Kiel, Es lebe der Gründung der Roten Hilfe Deutsch-
lands (Aufruf anlässlich der Gründung der RHD zur 
Groß-VA am 22. März 1975 um 17.00 Uhr Hamburg-
Wilhelmsburg in „Stübens Gesellschaftsraum“ 
am Vogelhüttendeich Hamburg-Wilhelmsburg)
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GENOSSEN! MACHT ERNST MIT DER PAROLE „DEM VOLKE DIENEN“
HELFT MIT BEIM AUFBAU DER ROTEN HILFE

Im April 1970 hat sich die ROTE HILFE - Westberlin konstituiert. Die ersten Schritte beim Aufbau dieser Massenorga-
nisation erfolgen in folgenden Projekten:

1. Klassenjustiz: Rechtsberatung , Gegenermittlung (vor-) prozessuale Hilfe
 KAMPF DER KLASSENJUSTIZ
2. Hafthilfe: Post- und Besuchsaktionen für die inhaftierten Genossen, längerfristig: Herausgabe einer überregionalen 
Knastzeitung
 FREIHEIT FÜR DIE GENOSSEN IN DEN GEFÄNGNISSEN
3. Blaukreuz: medizinische Beratung und Versorgung, Medikamentenhilfe für die Befreiungskämpfe in Asien, Afrika  
und Lateinamerika 
 ES LEBE DIE NATIONALE UND INTERNATIONALE SOLIDARITÄT
4. Technik: Breitstellung und Koordinierung von technischen Geräten, technische Durchführung von Veranstaltungen
 SCHAFFT EINEN TECHNISCHEN APPARAT IN DEN HÄNDEN DES PROLETARIATS
5. Sozialistisches Zentrum: es wird getragen von einem Politischen Ausschuß der am Montag, den 4. Mai 20 Uhr, vom 
Delegiertenrat der ROTEN HILFE gewählt wird. Vergeßt nicht, Delegierte hinzuschicken. Ort: Zentrum

Zur Finanzierung der Projekte der ROTEN HILFE und des SOZIALISTISCHEN Zentrums brauchen wir Eure Hilfe. Fügt die 
angefügte Vollmachterklärung aus. damit werden wir berechtigt, von eurem Konto monatlich den von Euch einge-
fügten Betrag anzuheben (mindestens 5- DM) Ihr werdet damit Einzahlmitglieder der ROTEN HILFE - Westberlin und 
erhaltet von uns kontinuierlich Informationen über die Arbeit der ROTEN HILFE
------------------------------------------------------------------
Die ROTE HILFE hat am 1. Mai einen medizinischen, technischen und juristischen Hilfsdienst eingerichtet. Beachtet 
die Rückseite.
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
VOLLMACHT
Sekretariat ROTE HILFE - Westberlin, 1 B 21, Stephanstr. 60 (Soz. Zentrum)
Bankscheckkonto 274301 BlnWest Berliner Disconto Bank 413/2932 (Steglitz)
Hiermit ermächtige ich die ROTE HILFE - Westberlin jeweils zu Beginn des
 Monats zu lasten meines Kontos gemäß dem eingetragenen Beitrag und den un-
stehenden Angaben ............................ DM mittels Lastschrift einzuziehen.
Name: ................................................... Vorname: .............................................
Wohnort: .............................................. Straße: ..................................................
Bank/Postscheck-Konto-NR.: ..............................................................................
Berlin: ......................................................... 1970
......................................................................
(Unterschrift)
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Die Geschichte der Arbeiterinnen- und 
Arbeiterbewegung und der sozialen Bewegungen 
ist zugleich die Geschichte der Solidarität gegen 
Unterdrückung, Verfolgung und Repression. Um diese 
andere Seite des Kampfes um Emanzipation nicht in 
Vergessenheit geraten zu lassen, wurde am 18. Februar 
2005 in Göttingen das Hans-Litten-Archiv gegründet. 
Ziel des Vereins ist die Errichtung und Förderung eines 
Archivs der Solidaritätsorganisationen der Arbeiter- und 
Arbeiterinnenbewegung und der sozialen Bewegungen.

Der Verein fördert Wissenschaft und Forschung, 
Volksbildung und internationale Gesinnung. Zu seinen 
Aufgaben gehört:

Hans-Litten-Archiv
Verein zur Errichtung und Förderung eines 
Archivs der Solidaritätsorganisationen der 
Arbeiter- und Arbeiterinnenbewegung und der 
sozialen Bewegungen (Rote-Hilfe-Archiv) e.V.

Lange Geismarstr. 3
37073 Göttingen
Tel. 0551-7708007
email@hans-litten-archiv.de
www.hans-litten-archiv.de

Hans-Litten-Archiv

 Dokumente und Materialien, die sich mit 
der deutschen und internationalen Geschichte 
der Solidaritätsorganisationen der Arbeiter- und 
Arbeiterinnenbewegung sowie der sozialen 
Bewegungen seit dem ersten Weltkrieg befassen, 
aus aktuellen und historischen Zusammenhängen 
zu beschaffen, zu sammeln, zu sichern und 
aufzubereiten; ein Schwerpunkt der Tätigkeit liegt bei 
der Verfolgungsgeschichte während des NS-Regimes

 Sein Material und seine Ergebnisse zu 
veröffentlichen, in Seminaren und Vorträgen 
zu verbreiten und in sonstiger Weise der 
wissenschaftlichen Forschung und der Bildungsarbeit 
zur Verfügung zu stellen.

 Den Aufbau eines der interessierten 
Öffentlichkeit zugänglichen Archivs zu gewährleisten 
und dessen materielle und sachliche Ausstattung 
langfristig zu sichern.

Vorname und Name

Straße und Hausnummer

PLZ, Wohnort
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Name und Ort des Kreditinstituts   BIC

IBAN

Datum und Unterschrift

Ich spende einmalig einen Betrag in Höhe von E

Ich möchte Fördermitglied für das Hans-Litten-Archiv werden

Ich ermächtige den Vorstand des Hans-Litten-Archivs,
jederzeit widerruflich, meinen Betrag jeweils zu Beginn des 
Fälligkeitsdatums zu Lasten meines unten angegebenen Kon-
tos durch Lastschrift einzuziehen. Innerhalb von 6 Wochen 
kann ich bereits vollzogene Lastschriften wieder rückgängig 
machen.

Ich zahle einen Mitgliedsbeitrag von:
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25 C jährlich.

50 C jährlich.

freiwilliger Beitrag pro Jahr (über 25 C)          C

Spenden an das Hans-Litten-Archiv sind 
steuerlich absetzbar!

Der Verein ist eingetragen beim Vereinsregister 
des Amtsgerichts Göttingen, VR 2835, und vom Fi-
nanzamt Göttingen unter der StNr. 20/206/22070, 
Verz.Nr. 2207, am 13.6.2005 als gemeinnützig 
anerkannt.

Bankverbindung:

Hans-Litten-Archiv e.V.
IBAN: DE86 2605 0001 0000 1381 15
BIC: NOLADE21GOE
Sparkasse Göttingen
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